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Der schwierige Annäherungsprozeß
zwischen Athen und Ankara

Jürgen Reuter

l .  E in le i tung:  Posi t ive Entwick lung des gr iechisch- türk ischen Dia loges im Jahre 1999
Als Anfäng 1999 bekannt wurde, daß PKK-Chef Öcalan in der griechischen Botschaft in Nairobi vorübergehend

Zuflucht gewährt wurde, sanken die griechisch-türkischen Beziehungen zunächst auf einen Tiefpunkt. Die Türkei
reagierte mit der Drohung, Griechenland vor internationalen Organisationen als Terroristen-Staat anzuklagen. und
verlangte. die griechische Regierung müsse sich vom Verdacht der PKK-Unterstützung befieien.l Die Afftire öcalan
hatte in Athen eine Regierungskrise ausgelöst und unter anderem zum Rücktritt von Außenminister Theodoros
Pangalos gefi.ihrt.2 Nun rückte Georgios A. Papandreou, vormals stellvertretender Außenminister. zum Chef des
griechischen Außenministeriums auf. Mit ihm kam ein merkbarer Wechsel in die griechische Außenpolit ik. Zunr
einen konnte er auf sein offensichtl ich gutes Verhältnis zu seinem Amtskollegen Ismail Cem aufbauenr, zum anderen
motivierle ihn die Erfahrung einer ffuchtbaren Kooperation mit der Türkei während der Kosovokrise im Frühjahr
1999. Damals arbeiteten beide Länder in humanitären Fragen zusammen. Türkische Mil:itarflugzeuge durchquerlen
den griechischen Luftraum, um humanitäre Hilfe im Kosovo zu leisten. Die beiden Außenminister beschlossen nach
dem Krieg gegen Jugoslawien zu überprüfen, in welchen Bereichen eine Zusammenarbeit möglich sei. '  Im Sommer
1999 vereinbarten sie den Einsatz von Arbeitsgruppen auf der Ebene hoher Beamter. die über sogenannte
nachrangige Themen von gemeinsamem lnteresse beraten sollten, um auf diese Weise vertrauensbildend zu wirken.
Die ,,heißen Themen" Zypernkonflikt und Agäisproblem blieben bewußt ausgeklammefi. Statr dessen sprach man
über Möglichkeiten einer besseren Zusammenarbeit in Wirtschaftsfiagen, beim Tourismus und Umweltschutz. beint
Kulturaustausch, bei der Bekämpfung des Personenschmuggels, des Rauschgifthandels, der organisierten
Kriminalität sowie des Terrorismus. Die diversen Arbeitsgruppen tagten in mehreren Gesprächsrunden erfolgreich
und arbeiteten zahlreiche unterschriftsreife Abkommen, darunter eine Vereinbarung über Terrorismus. aus. Zu der
diplomatischen Annäherung gesellte sich im Sommer 1999 ein atmosphärischer Wandel sowohl innerhalb der
griechischen als auch der türkischen Bevölkerung: die Erdbebenkatastrophen in der Türkei im August I 999 und in
Griechenland im September desselben Jahres lösten in beiden Ländern eine Welle des Mitgeli ihls und der spontanen
Hilfe aus. Dadurch wurde in beiden Völkern der Geist guter Nachbarschaft zweifelsohne gestärkt, was in dem neu
geprägten Begriff der,.Erdbebendiplomatie" treffend zum Ausdruck kommt.5

Die ersten Schritte waren ermutigend, aber zunächst stand im Dezember 1999 der EU-Gipfel in Helsinki bevor.
Dort mußte sich die Tragftihigkeit der neuen griechisch-türkischen Beziehungen erweisen, wenn über die von Ankara
erstrebte Aulivertung der Türkei als ,,EU-Beitrittskandidat" zu entscheiden war. Ankaras Drohungen inr Vorfeld.
wonach eine negative Haltung Griechenlands auf dem EU-Gipfel zum Ende des guten Klimas flihren würde. waren
allerdings wenig hilfreich, um das zartePflänzchen der Entspannung gedeihen zu lassen.o

2. Griechenland und die Diskussion um die EU-Beitrittskandidatur der Türkei
Eine veränderte Atmosphäre der griechisch-türkischen Beziehungen spiegelt die viel beachtete Rede Georgios

Papandreous vor der 54. UNO-Generalversammlung (22.9.1999) wider. Ohne die bestehenden Auffassungs-
unterschiede (Zypern,Agäis u.a.) zu ignorieren, fand Papandreou ermutigende Worte über den Stand der griechisih-
türkischen Beziehungen. Gegenwärtig, so Papandreou, sei es möglich, das Streben beider Völker nach der
Verwirklichung der Prinzipien von Demokratie, Sicherheit und Wohlstand über die historischen Streit iekeiten beider
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Kostas Iordanidis spricht in dicsem Zusamnienhang von einer grol3cn Krise der gricchisch-türkischcn tsezrehungen. ausgelösl durch dic
mißliche Ilandhabung des Falles Ocalan seitens der griechischen Regierung. Athen sei international bloßgestellt worden. indem es selber
die Cirundlage,liir Beschuldigungen Arkaras über Verwicklungen Gricchenlan<ls in den Partisanenkampf-der PKK gcschaffen habe. Vgl."To epomeno Vima sta ellinitourkika" [Der nächste Schritt in den griechisch-türkischen Beziehungen]. Kathimeriii (23.1.2000). I)u1.!u
Sezer und Thanos Veremis sprechen im Zusammenhang mit der Fcstnahme öcalans gar von dei ernsthaftesten K;ise der griechiici-
ttirkischen Beziehungen seit der Zypernkrisc des .lahres 1974. Vgl. "Ellinotourkiki Irini - Ütopia i dinatotita" [Griechisch-ttirkisclier Frieden
- tJtopie oder Mögl ichkei t l .  Kathimer in i  (3.10.1999).
Siche dazu: Gtilistan Gürbey, "Der ['all Oca]an und die türkrsch-griechische Krise: Alte Drohungen oder neue Eskalation?", in. Sudo.steuropa
')ht te i lungen Nr.  2 (1999).  pp.  123-136; Theodoros Couloumbis,  "Ochi  st in apostatheropi is i "  [Nein zur Destabi l is ierungl .  Kathinrer in i
(7.3.1999):ThanosVeremis." lan_t imetoprsi  tonkr iseon"[DieAbwendungvonKrisen] .  Kathimer int(7.3.  1999).Dimit r ios- f r iantaphl ' l lou."Making Sensc of the Ocalan Aflair". in: Athens,\:er,.s (10.3.1999) sorvie ders., "Öcälan kai ONll" föcalan und WWUI. Elefthirortpru
( 2 8  3 . 1  9 9 9 )
In einem Fernsehinterview kennzeichnete Papandreou seinen türkischen Antskollegen als ehrlichen Verhandlungspartner. der sein \\'on
unbedingt halte. Das Verhältnis der beiden Außenminister zueinander charakterisierte er als Vertrauensverhältnis. ln-ten'ierv rnit Paoantlreou-
gesendet im gr iechischen Fernsehsender. ,Star" ,  in der l {auptnachr ichtensendung vom 13.12.1999. 19.45 bis 21.00 Uhr OEZ.
Vgl. "Resof ving Old Enmities. lnterview rnit Georgios Papandreou". Nevsweek Internattonal. (21.2.2000).
Vgf ."Spr ingtGr iechenlandüberdeneigenenSchatten?".  Frank; fur terAl lgemeineZei tung(9.12.1999).
Dem_irel. "Elliniko Veto gia tin Tourkia sto Helsiniki tha simanei epistrofi stin entasi" [Demirel. Griechisches Velo gegenüber der Türkei
utirde Rtickkehr zu Spannungen bedeutenl, rn: http://www.in.grleidiseis,&osmos (Atliinaiko Praktorio Eidrseon tÄpEl.t O.tZ.tqqqll:"r
Aykira prokali ligo prin apo tin sinodo korifis" [Ankara provoziert kurz vor der Gipfelkonferenz], Kathimerini 0.li.lg9(r.
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Länder zu stellen. In diesem Geiste der Demokratie sei die griechische Regierung der Auffassung. daß die eigene
Sicherheit unlösbar mit der Sicherheit in der Region verbunden sei, und daß die Stärke des Nachbarn zugleich die
eigene Stärke darstelle. Das waren mutige Worte! Zudem bekundete Papandreou die Bereitschaft seines Landes. den
Weg der Türkei nach Europa zu unterstützen.7

Immer deutlicher zeichnete sich ab, daß Papandreous offene und dialogbetonte Polit ik Griechenland eine neue.
souveränere Rolle in der Türkei-Frage zuwies. Die in der Vergangenheit von Empfindlichkeiten und Vetodrohungen
gekennzeichnete Türkeipolit ik Griechenlands hatte es der EU leicht gemacht, aus tatsächlicher oder vermeintl icher
Rücksichtnahme gegenüber Athen die Türkei auf Distanz zu halten. Papandreou schien fest entschlossen. diese
,.Sündenbock-Rolle" Griechenlands innerhalb der EU abzulegen. Die Idee an sich ist nicht neuE, Papandreou
allerdings setzte sie erstmals erfolgreich in die Tat um: ,,Die EU muß jetzt als Ganzes in dieser Frage r.nehr
Transparenz und Auflichtigkeit entwickeln. Alle anderen müssen jeta klar sagen, ob und in welcher Verfässung sie
die Türkei in Europa haben wollen. (...) Wir Griechen wollen eine europäische Türkei, und zwar im substantiellen
Sinne - nicht nur nominell. Das heißt, daß die Türkei sich in Richtung mehr Demokratie entwickelt. daß sie ihre
außenpolit ische Sicht verändert, sich nicht so bedroht fühlt - und damit fähig, Lösungen fl ir umstrittene Fragen auch
im Verhältnis zu Griechenland zu finden. (...) Griechenland ist dafl ir. daß die Türkei in Helsinki zum tatsächlichen
EU-Kandidaten wird, und nicht bloß zum virtuellen. Wir sollten unsere Verantwoftung gegenüber einer EU-
Kandidatur der Türkei ehrlich formulieren, aber auch die Türkei muß zu ihrer Verantwortung stehen."n Papandreou
bezog sich damit auch aufdie vom Europäischen Rat im Juni 1993 in Kopenhagen beschlossenen Voraussetzungen
fi,ir die Mitgliedschaft eines Staates in der EU.

Diese sogenannten ,,Kopenhagener Kriterien" verlangen, daß jeder Beitrittskandidat eine "institutionelle

Stabilitäf' verwirklichen muß, um auf diese Weise eine demokratische und rechtsstaatiiche Ordnung, die Wahrung
der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten zu garantieren. Zudem wird gefordert, daß
ein Beitrittskandidat die aus dem Beimin erwachsenden Verpflichtungen eingeht und die Ziele der politischen Union
sowie der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) übernimmt.r0 Auf den ersten Blick wird deutlich. daß die
Anwendung dieser Kriterien eher einer politischen Kontrolle als einerjuristischen Prüfung unterzogen werden kann.
denn es handelt sich hier um Grundprinzipien, auf denen die EU beruht. Wir f inden deshalb diese Prüfsteine auch
im Amsterdamer Vertrag (Art. 6) wieder, d. h., die Kopenhagener Kriterien sind unerläßlich fiir jedweden Beitritt
zur Europäischen Union.rr Die zunächst nur l i ir die mittel- und osteuropäischen Länder vorgesehene Anrvendung
dieser Kriterien wurde vom Europäischen Rat in I,uxemburg im Jahre 1997 explizit auch auf die Türkei und auf
Zypem ausgedehnt.'2 Die Europäische Kommission rekurriert deshalb bei ihren Länderberichten über
Beitrittskandidaten immer wieder auf diese Kriterien. Im Bericht vom Oktober 1999 über die Beziehungen der EU
zur Türkei kam die Kommission zu dem Schluß, jüngste Entwicklungen irn Land machten deutlich, daß Ankara nicht
die Kopenhagener Kriterien erfillle. Sie führte aus, daß - wenn auch die Basismerkmale für ein demokratisches
System existierten - es doch ernste Mängel im Bereich der Menschenrechte und beim Schutz von Minderheiten gäbe.
Das System der Folter sei nicht systematisch, aber doch weitverbreitet. Die Meinungsfieiheit sei durch die Behörden
eingeschränkt, der Nationale Sicherheitsrat spiele weiterhin eine dominante Rolle im polit ischen Leben. und das
System der Sondergerichtsbarkeit werde nach wie vor angewendet.rl

Der türkische Premier Ecevit hat Ende März 1999 die Türkei befand sich damals im Wahlkampf - deutlich
gemacht, daß sein Land auf absehbare Zeit nicht in der Lage sein wird (und nicht sein wil l), die Kopenhagener

7
ö

Rede Papandreous auf  der 5 '1.  UNO-Generalversammlung (22.9.1999),  in:  ht tp: / /www.mfa.gr / rvhatsneu ( I3. ILI999)
Veremis und Couloumbis schrieben bereits I 994, es sei nützlich für das Land. rvenn Athen der Türkei die Tür nach l:uropa nicht verriegeln
*ürde.  Es sei  e in Fehler ,  a ls Sündenbock für  den Ausschluss der Türkei  von Europa herzuhal ten.  (Vgl .  Th.  Veremis.  TI l .  Couloumbis.
Elliniki Exoteriki Politiki, Prooptikes kai Provlimatismi lGriechische AurBenpolitik, Perspekltuen und Problemstellrngenl lAthen. 199.11.
p. 49 sowie in der zweiten, überarbeiteten Ausgabe !9971. p. 56.)
'-lnten'ierv mit Georgtos A. Papandreou". Dre Tageszeituflg (l ll 1999). Papandreou machte in diesem lntervierr auch selbstkritische
Außerungen. Die Achtung von Minderheitenrechten spiele eine entscheidende Rolle sowohl für Demokratisicrungsprozessc als auch f-ür die
Schaffung regionaler Sicherheitsstrukturen. Er hob hervor: "Wenn Gricchenland das seinen Nachbam vermitteln will. muss es selbst
glaub*'ürdig dastehen. Deshalb legen rvir großen Wert auldie Einhaltung internationaler Slatuten, et$a des Europarates und dcr OSZE."
In Griechenland verstehe die öff-entliche Meinung ,.zunehmend. wie vorteilhaft es ist, die muslinrischen Minderheiten in die gnechische
Gesellschaft zu integrieren. Dazu gehört das demokratische Recht, sich persönlich zu ihrer ldentität zu bekennen, ob als Türken. als Pomaken
odcr a ls Roma. Das hat  n ichts zu tun mit  sezessronist ischen Forderungen. Meine Posi t ion *urde von v ie len lnte l lektuel len und Pol i t ikern
unterstützt. Das ist erfreulich." (Ebenda).
"Europäischer Rat in Kopenhagen. Tagung der Staats- und Regicrungschels der E uropäischen Gemeinschaft anr 2 L und 22. .lun i I 991 ". in:
Bulletin des Presse- und Informalionsamtes der Bundesregierzrng. Nr. 60, 8. Juli 1993. pp. 629-640. bes. 632.
In Artikel 6 des Amsterdamcr Vertrags heißt es (u.a.): ..( l) Die Union beruht auf den Crundsätzen der Freiheit. der Dcntokratic. der Achtung
dcr Menschenrechte und Grundfieiheiten sou,ie der Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemetnsant. i2) Dic
Union achtet die Grundrechte, wie sie in dcr am 4. November 1950 in Rom untcrzeichneten Euronäischen Konvenlion zum Schutze dcr
Menschenrechte und Grundfreihei ten gervähr le iste l  s ind und wie s ie s ich aus den gemeinsainen Vcrfas:ungsüher l ief t rungen dcr
Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben."
Vgl .  "Luxembourg European Counci l  l2  and l3 December 1997. Presidenc-v Conclusions".  in.  ht tp. / rus.eupres.etat . lu iuepres/ textesrcon-
se i l / l 3dec0O3eng .h tm  (16 .12  1997 ) ,  Z i f f e rn  l 0  und  31 .
Siehe:  ' 'Regular  Report  l iom the Commission on Progress torvards Accession Turkey -  October 13.  1999. C.  Conclusions".  in:
http://uur,. europa.eu. int/enlargement (28. I 1 .99 ).
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Kriterien zu erfüllen.'o Dennoch blieb die Absicht Ankaras, der EU beizutreten, bestehen. Darüber hinaus erhöhte
sich in der Europäischen Union die Zustimmung für eine Kandidatur der Türkei. Was hatte sich seit dem
Luxemburger Gipfel (12.-13 .12.1997) getan?

3.  Von Luxemburg nach Hels ink i
Zunächst müssen wir eine neue Lektion aus Brüssel lernen: Ein Kandidatenstatus kann in einer Weise

perspektivisch angelegt sein, daß er letztl ich Vision bleiben könnte. So wurde im Jahre 1997 in den
Schlußfolgerungen der Luxemburger EU-Präsidentschaft bezüglich des rtirkischen Beitrittswunsches lapidar
festgestellt, daß nicht alle polit ischen und ökonomischen Voraussetzungen gegeben seien, um die Möglichkeit von
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei zu prüfen. Zudem hänge die Vertiefung der EU-Beziehungen mit der Türkei
von der Herstellung zufriedenstellender und stabiler Beziehungen Ankaras mit Athen und von der türkischen
Unterstützung der unter UNO-Agide gefuhrten Zypern-Gespräche ab. Konkretwurde damals gefordert, Streitigkeiten
insbesondere auf gerichtl ichem Wege und hierbei vor allem über den lnternationalen Gerichtshof beizulegen. Damit
hatte sich die EU der griechischen Position angeschlossen.r5 Die Türkei reagierte damals enttäuscht und verärgert.
In Ankara wurde gar die Auffassung vertreten, man solle die Beziehungen zur EU ganz abbrechen oder zumindest
einfrieren. Zudem zeigte sich, daß auch die deutsche Bundesregierung gegen die Beitrittsperspektive Ankaras
eingestellt war. Bundeskanzler Kohl hatte bereits im März 1997 gemeinsam mit sechs christdemokratischen EU-
Regierungschefs festgestellt, daß die Türkei nicht in die EU aufgenommen werden könne, weil das muslimische Land
keinen Platzin der europäischen christlich-abendländischen Zivilisation habe. Diese Aussage löste in der Türkei
einen Entrüstungssturm aus und führte zu einer dramatischen Verschlechterung der deutsch-türkischen Beziehungen.
Deutschland geriet auch durch die USA unter massiven Druck, weil Washington den türkischen Beitrinswunsch aus
strategischem Interesse unterstütZ.'o

Fast zwei Jahre nach dem Luxemburger Gipfel veröffentlichte die Europäische Kommission am 1 3 . 10. I 999 einen
Bericht über die künftigen Beziehungen der EU zur Türkei. In diesem mit Blick auf die bevorstehende Tagung des
Europäischen Rates im Dezember 1999 in Helsinki verfaßten Papier wurde die Frage der Beitrittskandidatur der
Türkei positiv beantworlet - fieilich ohne damit zugleich die Aufirahme konkreter Beitrittsverhandlungen
vorzuschlagen. Diese können nach Kommissionsauffassung erst beginnen, wenn die politischen Iftiterien flir eine
Mitgliedschaft erl i i l l t  sind. Davon aber ist die Türkeinach Auffassung (nicht nur) der Kommission weit entfernt. Der
Kommissionsbericht begeht damit einen Mittelweg zwischen der Ausgrenzung der Türkei und deren Beitritt zur
E U . . '

Betrachten wir einmal genauer, welche Art von Beziehungen Brüssel mit Ankara anstrebt: Die EU legt
offensichtlich eher Wert auf die ökonomische und strategisch-militarische Verbindung mit dem Land am Bosporus
und stellt die politische Integration des Landes in die EU dagegen in weite Ferne. Vor allem der beflirchtete Strom
von Arbeitskräften aus Anatolien zu den ohnehin von Arbeitslosigkeit geplagten europäischen Arbeitsmärkten läßt
einen Beitrift in absehbarer Zukunft unwahrscheinlich erscheinen. Die unten aufgeführten Aussagen wichtiger
Vertreter von EU und deren Mitgliedstaaten legen die Vermutung nahe, daß man sich in der Kommission ernsthaft
sorgt, der Beitritt der Türkei könne die Balance in der Gemeinschaft nachhaltig stören. Beispielsweise wird es
aufgrund der fast doppelt so hohen Geburtenrate am Bosporus bald genauso viele Türken wie Deutsche geben. Wenn
die Türkei dann gleichberechtigt mit dem bevölkerungsreichsten EU-Staat Deutschland in den Brüsseler Institutionen
säße, dann läuten in Westeuropa die Alarmglocken. Andererseits braucht Ankara aus innenpolitischen Gründen
(Modernisierer versus Traditionalisten/islamische Fundamentalisten) den offiziellen Kandidatenstatus und weiß dabei

Minrsterpräsident Ecevit äußerte sich dazu in einem lntcrvierv wie tblgt: ..ZEl'l ': Akzeptiert die Türkei die Kriterien. die dcr Europäische
Rat im Juni 1993 lür alle tlewerber festgelegt hat? Dazu gehören auch die institutionelle Stabilitat als Garantie für demokratische und
rechtsstaatliche Ordnung, die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und der Schutz von Minderheiten und eine funktionsllihige
Marktwirtschaft. ECEVI'f: Ilei der An*.endung dieser Kriterien auf die Türkei müssen bestimmte Merkmale der türkischcn Gesellschali
und der Lage der Türkei in Betracht gezogen werden. Dazu gehört die Beschränkung gewisser Freiheiten im Angesicht des separatistischen
Terrors - wie dies die Briten in Nordirland. die Spanier gegenüber den Basken, die Franzosen gegenüber den separatistischen Korsenja nrcht
anders gehandhabt haben. Dem Kopenhagener Minderheitenkonzept können rvir uns nicht anschließen. Eine Minderheit in diesem Sinne
gibt  es bei  uns nicht :  rv i r  kennen nur türk ische Staatsbürgcr."  lDie Zei t  Nr l3/1999 (25.  März 1999) Interv iew mit  Ecevi t l .
Vgl .  Luxembourg l iuropean Counci l  l2  and 13 December 1997. PresidencyConclusions,  in:  ht tp: / / rvww.eupres.etat . lu/uepres/ textes/con-
se i l / l 3dec003eng .h tm  (16 .12 .1997 ) .  Punk t  35 .
"Europa nicht nur lür Christen". Süddeutsche Zeitung (3.12.1999). Zbignieu llrzezinski charakterisierl die Türkci als rvichtigen
geopolitischen Dreh- und Angelpunkt. Die Türkei stabilisiere die Schwarzmeerregion. kontrolliere den Zugang von dort zum Mittelnteer.
biete Rußland Paroli im Kaukasus, bilde ein Gegengewicht zum islamischen Fundamentalismus und diene als südlicher Arker der NATO.
(Vgl. Brzezinski. Zbigniew, Die einzige ll 'eltmacht, Amerikas Strategie der Vorherrschdft IWernheinr und Berlin. 1997]. p. 76) Den
..strategischcn Faktor Türkei" bezieht auch der deutsche Außenminister. .loschka Fischer, in die Diskussion um die Heranlührung der Türkei
an Europa ein. Er charakterisiert das Land als einen regionalen Stabilitatsankcr, der sowohl die Stabilität des NahosrFriedensprozesses als
auch die Zukunft des Kaukasus und Zentralasiens ganz enlscheidend beeinflussen rverde. "Rede von Bundesaußenminister Fischer tn dcr
Debatte um die Ergebnisse des Helsinki-Gipfels der EU. 79. S itzung dcs Deutschen B undestages, 16. I 2. I 999". (Auszug) in. Das Par lamenl.
N r .  52 -53  (21 . / l  L  l 2 .  1999 . )

l 7  SoPanosKazakos . " l neak in i t i ko t i t as t i s sches i sE .E . -Tou rk i aka i  iE l l ada " l ( i r i e chen landundd ieneueBeueg l t chke i t i ndenBcz iehungen
I--U-Türkei l .  Kalhrmer in i  (28.  I  L 1999).

l +

l 5

l 6
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sehr wohl, daß es bis zu einer möglichen EU-Mitgliedschaft mindestens eine Generation dauern wird.'o So oder
ähnlich könnten die Brüsseler Überlegungen lauten.

Großbritanniens Außenminister, Robin Cook, machte deutlich, wie locker die Verbindung der Türkei mit der EU
sein soll. Zwar solle der Türkei in Helsinki ein Kandidatenstatus zugesprochen werden, um so die ,.progressiven
Kräfte" im Lande bei ihren Bemühungen um notwendige Veränderung in der Menschenrechtsfiage zu unterstützen.
Zugleich machte Cook deutlich, daß die Erlangung des Kandidatenstatus keinesfalls mit einer endgültigen
Entscheidung über die türkische EU-Mitgliedschaft zu verwechseln sei. Es handele sich lediglich um die erste
Entscheidung eines langen Prozesses. Bevor Ankara nicht die Kopenhagener Kriterien bezüglich der Achtung der
Menschenrechte, der Demokratisierung und der geforderten Anerkennung von Minderheitenrechten erfülle. sei in
diesem Prozeß keinerlei Fortschritt möglich.re Eine ähnliche Auffassung vertrat der französische Außenminister,
wenn er hervorhob. ein Kandidatenstatus bedeute selbstverständlich nicht. daß mit der Türkei in näherer Zukunft
Beitrittsverhandlungen beginnen würden.20 Der deutsche Außenminister Fischer und Bundeskanzler Schröder
sprachen sich in der Europa-Debafte des Deutschen Bundestages dafi ir aus, der Türkei auf dem EU-Gipfel in F{elsinki
eine klare Beitriftsperspektive zu eröffiren. Beide stellten aber ebenso unmißverständlich kiar, daß die Türkei die
erforderlichen Aufnahmekriterien wie Wahrung der Menschenrechte und Schutz von Minderheiten erfüllen müsse.
Hier könne es keine Abstriche geben.t' EU-Kommissionspräsident Romano Prodi rief die Regierungen der EU-
Staaten auf, der Türkei den offiziellen Kandidatenstatus zuzusprechen. In einer Rede vor dem Europäischen
Parlament sagte er, daß der Türkei dadurch ein Anreiz gegeben werde, die sogenannten Kopenhagener Kriterien
einzuhalten. Beitrittsverhandlungen mit der Türkei könnten allerdings erst beginnen. wenn die Kriterien erfi i l l t
seien.2z

Auch Athen hatte eine dezidierte Meinung zu diesem Problemkreis. Die Regierung Simitis übergab am
29.11.1999 der finnischen Ratspräsidentschaft ein Memorandum, in dem die griechische Haltung zur türkischen EU-
Beitrittskandidatur umrissen wurde." Danach müßten in den Schlußfolgerungen der finnischen Ratspräsidentschafi
zum Helsinki-Gipfel (Europäischer Rat) folgende Punkte enthalten sein:

Das Zypern-Problem dürfe nicht den EU-Beitritt der lnsel behindern. Alle Beitrittskandidaten müßten sich bereit
erklären, innerhalb einer gewissen Zeitspanne die Rechtsprechung des Internationalen Gerichtshofes in Den Haag
anzuerkennen. Diese Forderung stehe zwar bereits in der Agenda 2000, doch sei dieser Text nicht rechtsverbindlich.
Die griechische Seite erstrebe in dieser Frage eine verbindliche Formulierung des Europäischen Rates. Die
Kandidatur der Türkei solle als tatsächliche und nicht bloß als .,virtuelle" Beitrittsabsicht bewertet werden. Deshalb
müßte ein konkreter Beitrittsfahrplan flir das Land aufgestellt werden. in dem die Rechte und Pf'lichten des
Kandidaten Erwähnung I?inden.

Der erstgenannte Punkt war frir Griechenland während der Helsinkier Beratungen von vorrangiger Bedeutung.
Athen wußte zu gut, daß es in der EU große Bedenken gab (und noch gibt), mit dem Beitritt der Republik Zypern
könne die Union zugleich auch den Konflikt um die geteilte Insel ,,erben". Verschiedene EU-Staaten hatten bereits
mehrmals klargestellt, daß sie im Fall der fortdauernden Teilung Zyperns keinen Beitritt wünschten. Damit aber,
so die Beflirchtungen der Simitis-Administration, werde Ankara eine Schlüsselrolle bei der Frage des EU-Beitritts
Zyperns gegeben, da letztl ich die Türkei mit über die Zypernproblematik entscheide und eine Lösung der
Zypernftage blockieren könne.

4.  Gr iechenland und d ie Beratungen auf  dem EU-Gipfe l  von Hels ink i  ( l l . l12.  Dezember 1999)
Der EU-Gipfel von Helsinki beschäftigte sich intensiv mit den oben diskutierten Forderungen der Europäer und

kam dabei zu folgenden Ergebnissen: Griechenland erreichte. daß viele Elemente des bilateralen griechisch-türki-

l8  Vgl  " ' Iückische Brücke' ' ,  Der Spiegel ,  Nr 42l1999 (18.10.1999).
l9 Vgl . "Cook'sdiscussionswithGreekF'oreignMinister ,Edi tedtranscr iptofadoorstepinterv iewgivenbl ' theForeignSecrelary ' .RobrnCook

and the Gre ck Foreign Minister, George Papandreou, l-ondon. I lJ. 10. I 999" (http://uuu'. mfa.grlrvhatsnew/ [ 1. I I . I 999]).
20 "Se kr is imi  kampi id iavoulefseis g ia t in Tourkia"  [Beratungen über d ie Türkei  in kr i t ischcr Phase (-  s inngemäß J.R.)) .  Kathimer in i

(2 t2 1999)
2 I Vgl. "Bundestag über Europa-Politik weitgehend eintg", Stiddeutsche Zeitung (4. I 2. I 999).
22 Prodi: "Kandidatenstatus fur Türkei", Süddeutsche Zeitung (2.12.1999). Der EU-Konrmissar für auswärtige Beziehungen, Chris Patten.

äußerte sich ebenfälls recht eindeutig zur Frage eines türkischen EU-Beitritts: .,SPIEGEL: Die EU gaukelt der l'ürkei scit 36 Jahren vor. sie
könne Vollmitglied werden, und jetzt in Helsinki führt man darin fort. Warum sagt man der Türkei nicht offen. selbst wenn sie alle
Aufnahmekriterien hunde(prozentig erfüllt, kann sie nie Vollmitglied werden, da 63 Millionen Türkcn die Balance in der Et.l zerstören
würden? Palten: Das ist eine andere Art, die tückische Frage zu stellen: Wann haben Sie aufgehört, Ihre Frau zu schlagen'? Die Kommission
hat vorgcschlagen. die Türkei als Kandidaten anzuerkennen. Aber vor dem Stafi von Vcrhandlungen müssen dort noch viele politischc
Vcränderungen ertblgen. Darüber hinaus kann und möchte ich auch nichts sagen. SPIEGEL: Warum beläßt man es nicht dabei. eincn
Wirtschaftsraum Mittelmeer zu schaffen mit einer sehr starken Rolle f-ür die Türkei? Patten: Bis zum Jahr 2010 streben uir eine
Freihandelszone rund ums Mittelmeer an. Aber Sie werden nicht viclc Politiker finden. die das für realistisch halten. Ich möchtc dazu
beitragen, dall wenigstens dieses Ziel realistisclier wird." "Die Erweiterung begrenzen, Spiegel-lnten'ierv mit EU-Kommissar Panen". /ler
Splegel. Nr. 4911999 (6.12.1999)

23 Vgl. zum folgenden: "Ypomnima trion simeion gia Helsinki" [3-Punkte-Memorandum für Helsinkil. Kathtmerim (30. I I . 1999): "Se krisinti
kampi i  d iavoulefseis g ia t in 

' l 'ourk ia"  
[Beratungen über d ic Türkei  in kr i t ischer Phase (-  s inngemäß J .R.1] .  Kathrmerhl  (2.  l2.  1999).  " ' fo

' na i ' s t i  s k i a tonek logon " [Das "Ja " imScha t t ende rWah l ] ,  Ka lh rmer i n i  ( 5 . 12 .1999 ) .
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schen Kontliktes nunmehr in den Dialog der Europäischen Union mit der Türkei integriert wurden.'o Die EU hält
eine Lösung des Zypernproblems für wünschenswert, doch wird explizit erklan, daß die Lösung keine Vorbedinsung
für den Beitritt Zypems zur EU darstellt. Es bleibt abzuwaften, ob auch die Mitgliedstaaten künftig diese Position
mit derartiger Deutlichkeit vertreten werden. Der Text von Helsinki dürfte in dieser Frage auch den türkischen
Interessen und den mit Vorbehalten gegenüber einem Beitritt Zyperns eingestellten EU-Staaten entsprechen. denn
im Paragraph 9b der,,schlußfolgerungen" der finnischen Ratspräsidentschaft ist schließlich fixiert, daß der Rat. wenn
er über die Frage des Beitritts Zyperns beschließen wird, dabei .,alle maßgeblichen Faktoren berücksichtigen" werde.
Diese Passage läßt sich in vielerlei Hinsicht interpretieren." In der Frage einer möglichen Anrufung des
Internationalen Gerichtshofes in Den Haag hat die EU nun eine,.deadline" gesetzt. Der Europäische Rat..fordert die
beitrittswilligen Länder auf, alles daran zu setzen. etwaige ungelöste Grenzstreitigkeiten und andere damit
zusammenhängende Fragen zu lösen. Ist keine Lösung zu erreichen, sollten sie den Streitfall innerhalb einer
angemessenen Frist dem Internationalen Gerichtshof vorlegen. Der Europäische Rat wird die Situation hinsichtl ich
ungelöster Streitft i l le, insbesondere im Hinblick auf die Auswirkungen auf den Beitrittsprozeß und mit dem Ziel. ihre
Beilegung durch den Internationalen Gerichtshofzu lt irdern, spätestens Ende 2004 überprüfen."16 Nun bleibt weniger
Spielraum flir eine Verzögerung dieser Fragen. Brüssel drängt Athen und Ankara zu Verhandlungen. Kommt es zu
keiner Einigung, so wird sich der Europäische Rat mit der Materie befassen. Aus Athener Srcht ergibt sich allerdings
die Gefahr, daß aufgrund des Textes von Helsinki in der EU der Terminus .,bilaterale Differenzen", nicht aber die
griechische Auffassung von ,,einseitigen türkischen Ansprüchen" Verbreitung finden wird. Zwar hob
Ministerpräsident Simitis wiederholt hervor, daß es sich lediglich bei der Abgrenzung des Festlandsockels zwischen
beiden Staaten um eine .,Differenz" handele. Aber dieser Sachverhalt wird von dritter Seite anders dargestellt. ln der
deutschen Presse wird Paragraph 4 der Helsinkier Schlußfolgerungen beispielsweise in dem Sinn gedeutet, ..daß die
Grenzstreit igkeiten zwischen Athen und Ankara mit polit ischen Mitteln gelöst werden sollten".: 'An anderer Stelle
ist die Rede von ,.den territorialen Auseinandersetzungen in der Agäis".28 Das sind andere Formulierungen als

.,einseitige türkische Ansprüche"! Im übrigen muß berücksichtigt werden, daß Beschlüsse wie die von Helsinki vom
E,uropäischen Rat zu einem späteren Zeitpunkt auch wieder abgeschwächt oder verändert werden können.ru

Aus dem in der griechischen Zeitung,,To Vima" veröffentl ichten Protokoll der Diskussion des 12. Dezember
1999 innerhalb des Europäischen Rates wird deutlich, welche E,lemente der Helsinki-Entscheidung in der türkischerr
Regierung auf den heftigsten Widerstand gestoßen warento (hier in vier Punkten zusammengefaßt):

Kritisiert wurde die in Paragraph 4 erfolgte Festlegung auf das Datum ,,2004" (d. h.. wenn bis dahin keine

Einigung in Grenzstreitigkeiten und anderen damit zusammenhängenden Fragen gefunden ist, überprüft der
Europäische Rat die Angelegenheit mit dem Ziel, daß die Streitftille dem Internationalen Cerichtshof vorgelegt
werden). Im gleichen Paragraphen wurde die Festlegung der EU beanstandet, wonach die Erfüllung der

.,Kopenhagener Kriterien" generell die Basis f i ir einen EU-Beitritt bilde und als konkrete Voraussetzung li ir den
Beginn von Beitriftsverhandlungen gefordert wird. Diese EU-Forderung wurde von Ankara äußerst scharf
angegriffen. Die türkische Regierung wollte die letzten beiden Sätze des Paragraphen 9b ti lgen. Die EU-Position.
wonach die Lösung des Zypernproblems keine Vorbedingung für einen EU-Beitritt des Inselstaates darstelle, sollte
aufgegeben werden. Gestrichen werden sollte auch die in Paragraph 12 kodifizierte explizite Erwähnung der
Paragraphen 4 (Verpflichtung zu friedlicher Konfliktbeilegung) und 9a (Begrüßung und Unterstützung der unter

UNO-Agide laufenden Zyperngespräche).
Diese Beschreibung der rürkischen Bedenken, und die Tatsache, daß Ankara keine Veränderung des EU-

Beschlusses herbeifuhren konnte, macht deutlich, wie erfolgreich die Regierung Simitis auf dem EU-Gipfel von

Helsinki die griechische Position behaupten konnte.

5. Griechisch-türkische-Beziehungen nach Helsinki
5. 1 . Besuch Papandreous in Ankara (19 .120. Januar 2000)

Gleich zu Beginn des neuen Jahres wurde die griechisch-türkische Detente fortgesetzt. Georgios Papandreou
reiste am 19.120.1 .2000 zu Gesprächen nach Ankara. Dort konnten dreiVerträge und ein Memorandum unterzeichnet

2.1 "Schlußf 'o lgcrungen des Vorsi lzes -  Europäischer Rat ( t le ls inki ) .  10.  und l l .  Dezember 1999. DN: PRLS/99/999".  in.
ht tp: / /uur,europa.eu. int . rapid/cgi / .  Loukas Tsoukal is  spr icht  d ie Hof l i rung aus,  d ie Beschlüsse von Hels inki  mögen zr  e iner_. .Et t t -
Tttikisicrung" (apotourkopiisi) griechischer Europapolitik fiihren. Die liuropapolitik des t-andes dürl-e nicht als Geisel dcr griechisch-
türkischen Beziehungen fungieren. IVgl. 

"Epitelous!" 
[Endlichl], Kathimerini (25.176.12.1999)1.

25 Vgl .  Panos Kazakos,  "O disvatos dromos t is  s inennois is"  [Die unrvegsame Straße der Verständigung],  Karhirner in i  (25. /26.12.  I  999).

26 Schlußfolgerungen des Vorsitzes - Europäischer Rat (Helsinki), 10. und I L Dezember 1999. op. cit.
27 "Sechs neue Beitrittskandidaten zur EU Zusage an die Türkei ohne Termin". Frank;furrer Allgemeine Zeilung (.1 1 . 1 2. 1 999).

28 "ln Helsinki lcicht getrübte Blicke über die Grenzen Europas", Frankfurter Allgemeine Zettung (l 1.12.1999).

29 Vgf. "l chthesini apofäsi" [Die gestrige Entschcidung]. Kathimerini ( I L 12. I 999).
30  Vg l . " sep ias ime iad ia fonouseok .Ecev i t " [M i t r ve l chenPunk tenHer rEcev i t n i ch te i nve rs tanden rva r ] .  I oV ima(19 .12 .1999 ) .Eshande l t

siCh um die Debafte nach der Rückkehr der EU-Delegation um Javier Solana und Günter Verheugen aus Ankara. Beide berichtcten vor dern
I:uronäischen Rat über ihre Gesoräche und über die lürkischcn Bedenken.
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werden. Vereinbart wurden ( I .) die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des organisierten Verbrechens und des

Terrorismus, (2.) ein Abkommen über die Beitirderung und den Schutz von Investitionen in beiden Ländern sowie

(3.) die Kooperation im Tourismussektor. ln einem gemeinsamen Memorandum bekannten sich beide Staaten zu

gemeinsamem Wirken beim Umweltschutz. Ministerpräsident Ecevit sprach anläßlich eines Treffens mit Papandreou

eine Einladung an den griechischen Ministerpräsidenten zu einem Staatsbesuch in die Türkei aus

Auch diesmal waren die Gespräche Papandreou-Cem von großer Behutsamkeit im gegenseitigen Umgang

geprägt. Der türkische Außenminister betonte, Ankara bekenne sich zu den Prinzipien der Vereinten Nationen über

die friedliche Regelung von Streitigkeiten. Dazu zähle auch die Möglichkeit einer Anrufung des Haager

Gerichtshofes. Er erwähnte in diesem Zusammenhang die Madrider Verehbarung zwischen Simitis und Demirel aus

dem Jahre 
-1997. 

Damals wurde das gemeinsame Bekenntnis fixiert, daß die griechisch-türkischen Beziehungen auf

den geltenden Völkerrechtsprinzipien und auf geschlossenen intemationalen Vereinbarungen beruhen sollten.r' lsmail

Cem machre in Ankara deutlich, daß nicht jede Einzelheit der griechisch-türkischen Unterredungen zur öffentlichen

Debatte freigegeben werden könne. Er selbst wolle sich einer,,leisen Tonart" bedienen und fügte hinzu: .,Wir dürfbn

bei unseren Überlegungen nicht nur die türkischen Interessen im Visier haben, sondern müssen auch den Interessen

Griechenlands Raum lassen."r2
Die Untenedungen Papandreou-Cem konzentrierten sich im wesentlichen auf vier Bereiche: Beide Außenminister

stellten überlegungen zur Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur Gestalfung der künftigen Beziehungen Türkei - EU

an. Auch die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur Erörterung konsularischer und diplomatischer Fragen wurde

angesprochen. Die Türkei will neue Konsulate in Griechenland eröffrren und Athen auf einem bereits von Atatürk

an Griechenland übergebenen Grundstück eine Botschaft errichten. Es soll künftig weitere, auch auf andere

Ministerien ausgeweitete Gespräche auf Ministerebene geben. Weiterhin wurde über den Vorschlag Cems beraten.

eine Arbeitsgruppe zum Themenbereich,,sicherheitsfragen" einzurichten. Dieses Gremium soll sich nach türkischen

Vorstellungön mit der Koordinierung vertrauensbildender Maßnahmen in der Agäis beschäftigen. Diskutiert wurde

über die Einflihrung unbewaffneter Militärflüge und gemeinsamer Militärübungen, das Einlaufen von Kriegsschif fen

in Häfen des jeweils anderen Landes, Informationsaustausch der Generalstäbe beider Länder, Verminderung der

Anzahl und des Umfangs von Militärübungen.
Der vierte Punkt wird in Griechenland heftig diskutiert. Papandreou wies auf das Memorandum Papoulias-

Yilmaz aus dem Jahre 1988 über die Schaffung vertrauensbildender Maßnahmen in der Agäis und auf die bereits

innerhalb der NATO laufenden Gespräche zwischen Griechenland und der Türkei hin." lm übrigen begrüßte er

diplomatisch die Bereitschaft Cems, in solch sensiblen Gebieten kooperieren zu wollen.rl Papandreou schlug vor.

den im Jahre 1997 unter holländischer EU-Ratspräsidentschaft konstituierten ,,Rat der Weisen" (Expertengremium)

in den weiteren Fortgang der griechisch-türkischen Annäherung einzubeziehen. Die beiden Vorschläge bezeugen

die grundsätzlich unterschiedlichen Positionen beider Seiten. Ismail Cems Vorschlag zLtr Schaffung

vertrauensbildender Maßnahmen ist im wesentlichen eine Wiederholung der bereits vom damaligen NATO-

Generalsekretär Solana und von den USA (im März 1996) unterbreiteten Vorschläge. Aus griechischer Sicht bestehen

Bedenken und Einwände gegenüber diesem Maßnahmenpaket.rs Eine Verpflichtung der griechischen Luftstreitkräfle,

auf Bewaffirung zu verzichten, würde einer Neutralisierung der Agäis gleichkommen und zugleich aus

verteidigungsstrategischer Sicht die griechischen Agäis-lnseln faktisch aus der Luftverteidigung des Landes

ausschließen.
Der Gegenvorschlag von Georgios Papandreou, den,,Rat der Weisen" wiederzubeleben, um die Möglichkeiten

griechisch-ttirkischer Kooperation auszuloten, ist allerdings - blickt man aufdessen Entstehungsgeschichte - bei der

gegenwärtigen positiven Klimaveränderung der griechisch-türkischen Beziehungen ein anachronistisches Ansinnen.

Blicken wir zurück: Im April 1997 hatte die holländische EU-Ratspräsidentschaft diesen Vorschlag unterbreitet. um

im Rahmen der EU einen Beitrag zur Verbesserung der noch unter den Folgen der lmia-Krise (1996) leidenden

Beziehungen Athen-Ankara zu leisten. Die Experten - keine Politiker oder Diplomaten - sollten zunächst einmal eine

Zustandsbeschreibung über die Streitfragen erstellen, um dann schriffweise Vorschläge über mögliche verhandelbare

Themen zu machen. Dies galt frir die nach der Imia-Krise gespannten griechisch-türkischen Beziehungen. Die

verständliche Argumentation Ankaras lautet deshalb: Warum soll nun, wo beide Staaten auf der Ministerebene und

auf der Ebene von Ministerpräsidenten miteinander verkehren und weitere Kommunikationskanäle existieren, der

,,Rat der Weisen" eingeschaltet werden? Aus griechischer Sicht dürften vor allem folgende Gründe herangezogen

worden sein, um die Experten einzubeziehen: Das Gremium ist auf Vorschlag der damaligen holländischen EU-

3l  Vgl .dazu:J i i rgenReuter,"Gr iechischeAußenpol i t iknachArdreasPapandreou".Thel is-MannhetmerBett rc ige:urKlassrschenArchaologre
und Geschichte Griechenlands und Zyperns, Band 4 (1997), pp. 319-332.

32 Zi t .  nach und vgl . :  "Egine to proto Vima.. . "  LDer erste Schr i t t  is t  getan. . . l ,  Kr t lhrmer in i  (21. l .  2000).

l3 Aufdiesen Problemkreis rvird unten genauer eingegangen.
34 Vgl. "Egine to proto Vima... ", op. cil.
15 VÄf zu den USA- bzrv. NATO-Vorschlägen und zu früheren Reaktionen Griechenlands darauf: Nikos Kouris. Ellada:fourkia

lö riechentanrl-Tar.tell (Athen. 1997), pp. 3 8i-3 96. l;ür die Vorsch läge von N ATO-Generalsekrctär Solana vom März 1996. ih idem. p 395 .
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Präsidentschaft etabliert worden und somit als eine mit der Europäischen Union verbundene Maßnahme zu sehen.

womit die griechische Seite ihr Bestreben auf Integration des griechisch-türkischen in einen euro-türkischen Dialog

untermauern will. Die türkische Seite lehnt diese Vorgehensweise gegenwärtig ab, da Ankara wie in der

Vergangenheit die Konfliktpunkte mit Athen auf bilateraler Ebene angehen will. Es muß aber als positiver Wandel

in den Beziehungen beider Länder zueinander gesehen werden, daß dieser Auffassungsunterschied bisher von keiner

Seite zu rhetorischen Kampagnen genutzt wurde.tu

5.2. Der türkische Außenminister zu Besuch in Athen
Der Besuch Ismail Cems in Athen vom 3. bis 5. Februar 2000 beschloß die erste Runde der griechisch-türkischen

Annäherung nach dem Helsinki-Gipfel.37 Wenn auch - wie erwafiet - kein Durchbruch in den für beide Seiten

zentralen Themen wie Zypernproblem und Konflikt um Souveränitätsrechte in der Agäis erreicht wurde. so ist der

Ertrag der bisherigen Bemühungen keineswegs unbedeutend. ln Athen konnten weitere Verträge unterschrieben

werden, die nun den Weg frir die bislang blockierte wirtschaftliche Zusammenarbeit beider Länder frei machen und

dazu beitragen werden, das gegenseitige Mißtrauen weiter abzubauen. Wichtiger Bestandteil fur die

Vertrauensbildung ist auch weiterhin das gute persönliche Verhältnis der beiden Außenminister zueinander.

Bezeichnend fi.ir den gegenseitigen respektvollen Umgang ist die Tatsache, daß rhetorische Überraschungsattacken

trotz unterschiedlicher Auffassungen zu zentralen Streitfiagen ausblieben. So hatte Papandreou Cem darüber

informieren lassen, daß er bei der Begrüßungsrede flir seinen türkischen Amtskollegen ausführlich auf das

Zypernproblem eingehen werde." Das positive Klima während des Besuches drückte sich auch in der Auswahl

hochrangiger griechischer Gesprächspartner für den fürkischen Außenminister aus: Sowohl Ministerpräsident Simitis

als auch Staatspräsident Kostis Stefanopoulos zählten dazu. Zudem antwortete Kostas Simitis positiv auf die

Einladung von Ministerpräsident Bülent Ecevit zu einem Türkei-Besuch.re Wegen der griechischen

Parlamentswahlen vom 9. April 2000 kam es nun zu einer Pause im Annäherungsprozeß, denn die

Regierungsmannschaft um Ministerpräsident Kostas Simitis mußte im griechischen Wahlkampf um den Erhalt der

Regierungsverantwortung ringen, was schließlich auch gelang.

5.3. Auszeichnung durch das New Yorker Ost-West-lnstitut liir Papandreou und Cem und problemloser Ablauf der

NATO-Übung,,Dynamic Mix 2000"
Wegen ihrer Bemühungen um die griechisch-türkische Annäherung wurde den Außenministern beider Länder

im Mai 2000 vom New Yorker Ost-West-lnstifut der Preis ,,staatsmann des Jahres" verliehen. lsmail Cem hob in

seiner kurzen Rede während der Verleihungszeremonie hervor, daß seinem griechischen Kollegen Georgios

Papandreou der Preis mehr zustehe als ihm selbst.ao Papandreou bekräftigte in New York seine Auffassung. daß

gegenwärtig nicht spektakuläre Initiativen, sondern die stetige und kontinuierliche Kooperation die griechisch-

türkischen Beziehungen voranbrächten. Daß diese Politik derkleinen Schritte bereits Wirklichkeit geworden ist, zeigt

die Durchftihrung der neun Anfang des Jahres 2000 unterzeichneten Vereilbarungen, das gemeinsame Wirken

griechischer und türkischer Diplomaten beim Anpassungsprozeß der Türkei an die EU-Norm sowie die bilaterale

Kooperation bei der Lösung von Konflikten und Problemen in der Balkanregion. Dies alles bildet einen

Handlungsrahmen fiir die Ausweitung der Vertrauensbildung zwischen beiden Nachbarländern.o'
ln ihren New Yorker Gesprächen kamen Georgios Papandreou und Ismail Cem überein, den Entspannungsprozeß

beider Länder zunächst mit der Schaffung von vertrauensbildenden Maßnahmen fortzusetzen. Dagegen soll die von

türkischer Seite stark in den Vordergrund gerückte ,,Vereinbarung über die Agäis" zunächst ausgeklammert bleiben

(Ankara will über Hoheitsgewässer, Luftraumabgrenzung, ,,graue Zonert' und über die Entmilitarisierung

griechischer Inseln in der Ostägäis verhandeh, was Athen bekanntlich nicht akzeptiert, da es hierin einseitige

ftirkische Ansprüche sieht, die jeglicher rechtlichen Basis entbehrten).42 Nach erfolgreicher Schaffung

vertrauensbildender Maßnahmen könnten weitere ,,heiße Themen" bearbeitet werden. In jedem Fall ist Athen

36 Vgf." 'Neesidees'st inel l inotourk ik ipeseggis i" [ "NeueIdeen"zurgr iechisch-türk ischenAnnäherung],  Kalhimer in i (23.1.2000).

37  Vg l . " t ' e l l i n i kese fa i s t h i s i es ' t ouk .Cem" [D ie "g r i ech i schenEmpf i nd l i chke i t en "desHer rnCem] .To l / ima (6 .2 .2000 ) .
38 NachderTürkeire isewurdederVorwurferhoben,PapandreouerwähnedasZypernproblemnur.wennerexpl iz i tdaraufangesprochen*erdc.

(Vgl. "l diplomatia tis 'anoiktis agkalis' den linei problimata" [Die Diplomatie der "offenen Umarmung" löst keine Probleme]. Kathimerini
( 23  1 .2000 ) .

3g " lproseggis i 'kr iv i 'kerdoskaigiatousdyo"[DieAnnäherung"verbirgt"Gewinnfürbeide] ,Kathimer in i (5.2.2000).

,10 Diese höfliche Geste des türkischen Außenministers ist Ausdruck der Hochschätzung von Papandreous wiederholt eingebrachlen lnitiatrven
zur Belebung des Annaherungsprozesses Athen-Ankara. Der griechische Außenminister drängte aufeilige Unterstützung der.Türkei nach

dem verheerinden Erdbeben vom Sommer 1999, er schlug vor, mit der Zusammenarbeit in Fragen ,,niederer politischer Bedeutung" den
Annäherungsprozeß einzuleiten, und aufPapandreous Initiative kam die Zusammenarbeit von Diplomaten beider Länder zustande. um nach
den Helsinki-Beschlüssen der EU die Vorbereitung der EU-Beitrittsstrategie der Türkei zu unterstützen.

4l "Einai kalo to klima...arkei na min to faei o gaidaros" [Das Klima ist gut...es genügt, wenn es nicht der Esel auffrißt], Avghi (7.5.2000).

42 Die unterschiedlichen Standpunkte zu den oben genannten Themen lassen sich an auf den Homepages der Außenministerien beider Länder
verfolgcn. Vgl. dazu http://wwu'.mfa.gov.trlgrupa./adlade/default.htm (Türkei) und http://uurv.mfa.grlforeignöilateral/ (Griechenland).
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bemüht, keine Schritte zu unternehmen, die so gedeutet werden könnten, als wolle die Administration Simitis in

irgendeiner Weise den rechtlichen Status quo in der Agäis ändern. a3

Beispielhaft ft ir die diplomatische Umgehung von Streitpunkten mit dem Ziel, eine griechisch-türkische

Kooperätion,,ohne Gesichtsverlust" einer Seite zu erreichen. war die Planung und Durchführung der NA'l-O-Übung

.,Dynamic Mix 2000" (20. Mai bis 10. Juni 2000) in der Südägäis und im Ionischen Meer. An dem Manöver nahmen

neben anderen sowohl griechische wie auch türkische Verbände teil. Insgesamt waren 14 Länder beteil igt.r 'Die

NATO-übung war gekennzeichnet durch ein hohes Maß an Sensibil i tät hinsichtl ich griechischer und türkischer

Positionen, die bislang eine gemeinsame Manöverteilnahme unmöglich gemacht hatten. So war es kein Zufäll. daß

im Rahmen dieser übung die Übereinkunft erzielt wurde, daß die teilnehmenden türkischen ("vie alle anderen)

Kampf- und Militärflugzeuge zuvor ihre Flugpläne angeben mußten. Zugleich war die Manöverplanung so angelegt'

aaß die griechische Inset Limnos wegen des umstrittenen Status ausg.eklammert werden konnte.ts Dieser Streit hatte

in der Grgangenheit dazu geflihrt, daß Griechenland den NATO-Übungen in der Agäis fernblieb. Griechenland

schloß sich diesmal der NATO-Argumentation an, die Insel nicht in die Übungsplanungen einzubeziehen.oo

Das Beispiel von ,,Dynamic Mix 2000" zeigt deutlich, wie sehr die NATO darum bemüht ist. keiner Seite die

Möglichkeit zu geben, NATO-Regelungen im Sinne des eigenen nationalen Standpunktes zu interpretieren. wie es

noch früher mit der Zuweisung der Operationskontrolle bei Manövern geschehen war. Iannis Kartalis betont. daß

mit dieser ,,salomonischen Lciiung" Griechenland erstmals seit Jahrzehnten an einer NATO-Übun-q in der Agäis

teilnahm, und er sieht darin ein an die Türkei gerichtetes Zeichen guten Willens. Ankara habe dies seinerseits mit

der Geste quittiert, die Flugpläne seiner Militärmaschinen bei der griechischen Luftraumkontrollbehörde

anzumelden.iT Der griechische Verteidigungsminister Akis Tsochatsopoulos konnte denn auch im Parlament bekannt

geben, daß dem griechischen Außenministerium bereits am 11. Mai die vorläufigen Flugpläne für l2 türkische

kampfflugzeuge, die am 19. Mai 2000 in den griechischen Luftraum einfl iegen wollten und auf dem Flughaf-en von

Anchialo bei Volos zu landen beabsichtigten, übermittelt wurden und daß diese bereits genehmigt worden seien.on

5.4. Vertrauensbildung in der Agäis? Militärische Vorschläge und Konzepte aus Athen und Ankara

Nach dem Besuch Cems in Athen, den Unterredungen Papandreou-Cem in New York (Anfang Mai 2000) und

inFlorenz(23. l24.MaiamRandederNATO-Außenminis ter lagung) l iegennunverschiedeneVorschlägederTürkei
über militärische Kooperation und die Schaffung verlrauensbildender Maßnahmen auf dem Tisch. Von griechischer

Seite gibt es Reaktionen und Anregungen über den weiteren Fortgang des Annäherungsprozesses. Dieser

Di skussionsprozeß dauert an.
An dieser Stelle erfblgt eine systematische Darstellung der wichtigsten aktuell in Griechenland diskutierten

Vorschläge. Die Systematik stützt sich im wesentlichen auf: eine Einschätzung aus dem Verteidigungsnrinisterium

(Generalstab), welche im Februar 2000 in die Presse gelangt wartn (im folgenden bezeichnet als: ,.Einschätzung
griechisches Verteidigungsministerium"),eine Ausarbeitung der Abteilung A4 (zuständig u.a. f i ir die Beziehungen

iur Türkei) des griechischen Außenministeriums. Das Papier wurde in Vorbereitung der Unterredung Papandreous

mit seinem türkischen Amtskollegen Cem (am 3. Mai 2000 in New York) erarbeitet5O (im folgenden bezeichnet als:

43 "1- i  symlbnisanst is lPAPapandreou-Cem"[WasvereinbartenPapandreou-CemindenUSA].  Kathimer in i (752000)

44 Ziel äer Libung war es. das zuvor durch feindliche Truppen besetzte NATo-'ferritorium rvieder einzunehmen und humanitäre l-linsätze zu

proben. An deir Manöver nahmen 15.000 Soldaten, 2Ö3 Flugzeuge und 65 Kriegss^chitfe teil. Vgl. "Ti edeixe.to NATOIKO 
'Crash l'cst'

ita Valkania" [Was der Nato-"Crash-Test" auf dem Balkan zägte]-, Ependvn.r ( 17./18.6.2000). Vgl. dazu auch das Intervieu mit dcnr l-eitcr

des südlichen NATO-Hauptquartiers (AITSOUTH). James O' Ellis. ib ide n
.15 Diejuristische Auseinandirsit.ung u* tlen Status der lnsel Limnos basicrt aufder unterschiedlichen Auslegung des Vertragcs von Lausanne

und"der ihm angefiigten Meerenge"nkonvention (1923) sowie der Konvention von Montreux, in der die Mecrengenkonvention ncu geregcll

rvurde (1936)."BeiJe Vertrageiegeln den Status der lnseln in dcr  Ostagais e inschl ießl ich jener am.Au_sgang_der Dardancl len lnr

Meerengenstatut von 1923 J:urde"festgelegt, daß die griechischen Inseln i-imnos und Samotliraki sowie die türkischcn lnseln Inlroz-

Bozcaadla und die Kanincheninseln entÄilitarisiert werden. lm Jahre 1936 wurde mit der Konvention von Montreux das Meerengenstatut

ncu und zugunsten der Türkei geregelt. Die Militarisierung des Mcerengenbereichs u'urde nun ausdrücklich wieder gestatlet. Die Konvenlion

sagt nichts-über 6en Stafus der tnseln aus. Art und KraÄer betonen: ]Griechenland schließt hieraus, daß die Entmilitarisierungsvorschrilt

der l,ausanner Konvention durch den neuen Vertrag, cier dieseja ersetzt. stillschrveigend aufgehoben rvurde. Das ulrd von türkischcr Serte

mit sehr diffizilen, aber dennoch wenig überzeugen-den.iuristisihen Argumenten besiritten." Ttirkische Regicrungen hatten in den drcißigcr

Jahren nichts gegen die griechischen F.emilitansierungimaßnahmen einzurvenden. Sie rvurden sogar vom türkischen Außenntinistcr Aras

am 3 I .7. I 916 in öiner Er[lärung vor der Großen 
'fürkisöhen 

Nationalversammlung ausdrücklich akzeptiert. Vgl. und zitiert aus: I Ieinz-Jüreen

Ait. Heinz Kramer. Entspanning itt Ai.gaiskonJlikt? \Baden-Baden. 1990). p.29f. und fiir die Erklärung des turkischen r\ul]enmrnisters Aras

Hüseyin I'az.arci. To Kat'hestos ipostritikopoiisis ton Nision tou Anatolikou Aigaiou fDer enlmilitarisierle Status der ostagatschen Inselnl.

fgriech. Libersetzung des Buches von Htisef in Pazarci. Dogu Ege Adalarinin Aikerden Arindirilmls S/,rln.r, (Ankara. I 986)1. (Athen- I 9ll9)-

p i  Zt f . ,  sowle I I .  Wi lson,  Final  Term tg l l -1976 (London, tOZO;.  p.  l6.Vgl .  zum Strei t fa l l  l . imnos auch:  Rudol f  l la l lerbach.  
"Die Inscl

Lemnos. Stcin des Anstoßes in der Agäis". Europciische Ilehrkunde Nr. I ( 1985). pp 30-33.

46 Allerdings lehnte die griechische Administration ab. rlas Gebiet um die lnsel Lirnnos als Territorium mit ungcklärtem Staus zLt bezeicllncn.

rvie es die NATO tat.
.17 ''Grises Zoncs kai Synergasia" [Grauzonen und Zusammenarbeit]. Io ltima (14.5.2000)
.1ll ' 'Prokafei me 'grises zones"' [Provoziert mit "Grauzonen"l, Kathimerinl (13 5 2000).
'19 Vgl. zum fblgenden: "Ochi sion klado sygkyriarchias - Oi ellines epitcleis krinoun tis..protasets lis Agklras gra.to Aigaio" [Ncin zurl

KändominiuÄ Die griechischen Stabsoifiziere beurteilen die Vorschläge Ankaras zur Agäisl, Io L'tma (6.2 2000)

50 "tl apporiti ekthesi gia ton ellinotourkiko dialogo" [Der Gcheimbericht zunt grit-chisch-türkischen Dialog]. Ependt'trs (20 i21. Mai 2000).
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,,Ausarbeitung griechisches Außenministerium"), Berichterstattung über Vorschläge und Vereinbarungen anläßlich
der New Yorker Besprechungen Papandreou-Cem vom 15. und 17. September 2000 am Rande der UNO-
Generalversammlung, vom 31.10.2000 (Budapest) und auf die Diskussion weiterer veröffentl ichter Vorschläge'r

A. Militärmanöver
Vorschlag der Türkei: Umfang und Anzahl von Manövern sollen vermindert werden, und die Militärübungen

sollen eine verändene Zielsetzung erhalten.52
Die Militärs (Einschätzung griechisches Verteidigungsministerium) sind der Auffassung, daß Griechenland in dieser
Frage bereits einen ersten Schritt unternommen hat, indem beispielsweise auf die geplante Militärllbung ,.Parmenion"
verzichtet wurde, während Ankara bisher alle Manöver wie geplant durchgeführt habe. lm übrigen stünden auf der
türkischen Vorschlagsliste weder die Militärübung,,Toxotis" noch ,,Taurus", welche von den beiden Armeen jeweils
auf Zypern durchgeführt würden. Gerade auf Zypern bestünden aber die größten Spanr.rungen zwischen Griechenland
und der Türkei.

In der Studie aus dem griechischen Außenministerium wird dieser Vorschlag als problemlos angesehen. im Papier
wird explizit die Begrenzung der Anzahl von Militärmanövem in den internationalen Gewässern der Agäis
angesprochen.

B. Militarfluge
Vorschlcige der Türkei:1. Türkische wie griechische Kampfflugzeuge sollen künftig über ein genreinsames

elektronisches Erkennungs- und Ortungssystem verfügen, um Abfangmanöver (,,dog fights") zu vermeiden. 2. Flüge
über der Agäis sollen nur noch unbewafffret erfolgen."

Damit, so die Experten (Einschätzung griechisches Verteidigungsministerium), wolle Ankara erwirken, daß die
eigenen Maschinen keine Flugzielangaben gegenüber der griechischen Zivilluftfahrtbehörde (YPA) machen müßten.
ein Zustand, den Athen als inakzeptabel betrachte. Zrv Frage der Bewaffnung von Militärflugzeugen lautet die
Argumentation folgendermaßen: Criechenland sei gezwungen, mit Luft-Luft-Raketen bewaflirete Fliegerstaffeln
einzusetzen, damit in den eigenen Luftraum eindringende ,,unbekannte" Flugzeuge geortet und abgefangen werden
könnten. Als solche,.unbekannten Flugzeuge" würden alle Maschinen gelten, die, wie es die türkischen Militärfl ieger
gewöhnlich täten, der griechischen Flugbehörde nicht ihre Flugziele meldeten. Folglich würden sie abgefangen und
aus dem Luftraum gedrängt. Dieser (von den USA unterstützes1) Vorschlag sei daher abzulehnen.
Die Außenpolitikexperten (Ausarbeitung griechisches Außenministerium) weisen gegenüber dem L Vorschlag
lediglich darauf hin. daß dieser bereits in früheren Gesprächen eröftert worden sei. Unbewaffnete Flüge über der
Agäis (2. Vorschlag) werden als ,,nahezu inakzeptabel" bezeichnet.

C. Kooperation beider Flugkontrollzentralen
Vorschlag der Türket Die beiden NATO-Hauptquaftiere (Larissa und lzmir) sollen künftig zusammenarbeiten.

beide Flugkontrollzentralen sollen lnformationen austauschen und in der Agäis zusammenwirken." Als Beispielwird
Kooperation bei der Ornrng und Rettung vermißter Flugzeuge genanxt.

Dies ist nach Auffassung der Militärs (Einschätzung griechisches Verteidigungsministerium) ein geschickter
Vorschlag, da die Türkei Kooperation über ein Cebiet 1Agäis) anbiete, welches (größtenteils) gar nicht zu ihrenr
Hoheitsbereich gehöre. ln der Stellungnahme des griechischen Außenministeriums (Ausarbeitung griechisches
Außenministerium) heißt es hierzu lediglich, daß dies bereits in früheren Gesprächen erör'tert worden sei.

D. Gemeinsame Manöver
Vorschlag der Türkei: Künftig sollen gemeinsame Militärübungen beider Länder durchgeführt werden.

Bei diesem Plan geht es (so die Einschätzung aus dem griechischen Verteidigungsministerium) um gemeinsame
Übungen beispielsweise mit anderen NATO-Verbänden oder im Rahmen der PFP (,,Partnerschaft für den Frieden")
durchgeftihrte Manöver.56 Solche Aktionen gebe es bereits unter Beteil igung griechischer und türkischer

D.  t ) .
5l llicrzu rlerden die Quellenangaben an den entsprechcndcn Stellen gesondert aufgef-ührte. Es handelt sich bci dcr fblgcndcn Slstcrnatik

keinesfalls um den offiziellen Problemkatalog eincr oder gar beider Seiten. Dennoch werdcn vermutlich viele der genannten'l'henrcn den
künftigen gricchisch{tirkischen Dialog bestimmen.

52  Vondc r ' f ü r ke i  r väh rendde r t Jn te r redungPapand reou -Ccm inNeuYorkam l5 .9 .2000bek r t i f t i g t IVg l .P ro to . . . . . t es l emp i s tos i n i s " .  1a , \ ea
(  I  8 . 9 .2000 )  l
tsckräftigt während der lJnterredung Papandreou-Cem in Neu York am 15.9.2000 [Vgl. 

"Proto ... 'test cmpistosinis'", 7'a rVea ( 1 8 9.2000)1.
Vgl. "Tora mctra empistosynis, meta dialogos kaiChagi" [.letzt vertraucnsbildcnde MafJnahmen. später Dialog und Den Haag (lnrernationaler
Gerichtshof -J.R.), "lnlerview n.rit dem Us-Staatsekretlir im Außenministerium Mark Grossmann", Kathimerini (23.1. 2000).
Von der Türkei  u 'ährend der lJntenedung Papandreou-Cem in Ne* 'York am 15.9.2000 bekräf t igt  IVgl .  

"Proto . . .  ' test  empistosin is" ' . Ia
,Vea (  18.9.2000) l
Wtederholt anläßlich der Unterredung Papandreou-Cem in New York am 15.9.2000 bekräftigt. Konkret uar dic Rcdc von Manövcrn in dcr
Agäis und im übrigen Mittelmeer. Athen reagiert positiv auf die Ubungen im Mittehneer. lehnt aber uegen der bestehenden Streitigkeiten

5 3
5,1

5 5

56
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Militärverbände. Ein Vorschlag über zweiseitige gemeinsame Militärübungen sei bisher nicht von türkischer Seite
unterbreitet worden.57

Im Außenministerium (Ausarbeitung griechisches Außenministerium) wird die Aussicht auf gemeinsante
Manöver als problemlos erachtet. Eine Unterscheidung zwischen gemeinsamen Übungen mit anderen Parlnern (2.
B. NATO-Verbände) und zweiseitigen Manövern ist in diesem Papier nicht ersichtl ich.

E. Manöverbeobachtung und gegenseitige Besuche
Vorschlag der Türkei. Künftig sollen Militärflugzeuge in Flughäfen des jeweils anderen Staates landen und fbrner

Militars beider Länder zur Manöverbeobachtung eingeladen werden.s8
Hierzu gibt es keine Einwände. Dies sei bereits geschehen (Einschätzung griechisches Verteidigungsministerium).

lm griechischen Außenministerium (Ausarbeitung griechisches Außenministerium) wird allein der gegenseitige
Besuch von Kriegsschiffen erwähnt und als ,,problemlos" bezeichnet.

F. Griechisch-ttirkische Arbeitsgruppe
Vorschlag der Türkei'. Beide Länder sollen eine gemischte militärische Arbeitsgruppe zur Auflistung aller

Problempunkte in der Agäis und zur Schaffung vertrauensbildender Maßnahmen in der Region einsetzen. Darauf
antworten die Militars (Einschätzung griechisches Verteidigungsministerium) mit dem Hinweis aufdie Vereinbarung
Papoulias-Yilmaz aus dem Jahre 1988, die bisher nicht zur Anwendung komme. Auf dieser Basis könnte eine
Spannungsminderung erzielt werden, und zugleich könnten verlrauensbildende Maßnahmen gedeihen. Wenn diese
Vereinbarung von 1988 endlich Gültigkeit erhalte, dann könnten auch andere Themen wie gegenseitige Reduzierung
von Militärübungen, von Streitkräften an der gemeinsamen Grenze sowie von Rüstungsanstrengungen überhaupt
angegangen werden.5'

Nach Ansicht von Verteidigungsminister Tsochatsopoulos ist diese Vereinbarung der Maßstab für die Schaflung
von vertrauensbildenden Maßnahmen: Die Vereinbarung Papoulias-Yilmaz müsse Anwendung finden. Dies sei der
akzeptabelste Rahmen für militärische Aktionen zu Wasser wie in der Luft. Darüber hinaus gebe es in der Agäis
nichts zu regeln. Es sei ein bedeutender Schritt zur Spannungsminderung, wenn diese Regelung zur Anrvendung
käme. Überlegungen zu weiteren Fragen bezüglich der Agäis seien weder nützlich noch klug.oo

Aus Sicht des griechischen Außenministeriums (Ausarbeitung griechisches Außenministerium) könnte
Griechenland positiv auf den Vorschlag über die Errichtung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe reagieren. allerdings
sollten in den Gesprächen solche Themen, bei denen zu große Auffassungsunterschiede bestünden, ausgeklamnrert
bleiben (2.B. Koordination von Manövem, Themen. welche die Souveränitätsrechte Griechenlands oder
internationale Luftfahrtregelungen berühren). Während der New Yorker Unterredungen zwischen Papandreou und
Cem am 15. bzw. 17. September 2000 konnten sich beide Seiten vermutlich darauf einigen, daß der militärische
Bereich der in der Agäis angestrebten veftrauensbildenden Maßnahmen nicht bilateral, sondern unter NATO-Agide
verhandelt werden soll. Offen bleibt allerdings, ob beide Seiten darin übereinstimmen, was zum ..militärischen
Bereich" gezählt werden soll.o' Dies wurde auch nach einer Unterredung der Verreidigungsminister beider Länder.
Tsochatsopoulos und Casmakoglou, am 3. Oktober 2000 in Vouliagmeni bei Athen deutlich, als in der Außerung
des griechischen Verteidigungsministers Tsochatsopoulos, man werde manche Fragen im Rahmen der NATO
besprechen und andere Probleme, wie beispielsweise Maßnahmen zur Spannungsminderung. bilateral an_qehen.6r

in der Agäis dort solche gemeinsamen Manöver ab. [Vgl. 
"Proto ... 'test ernpistosinis"',Ta Nea (18.9.2000)].

57 Die Mtiglichkeit gemeinsamer Militärübungen Griechenlands und der l'ürkei in der Agäis dürfte aus Athener Sicht solange als Utopie gelten.
wie türkisches Militär den Norden Z.vperns besetzt hält. Eine solche Geste u,ürde von den griechischen Zlprioten als Signal gedeutet uerden.
daß dem (griechischen) Mufterland die Situation aufZypern glcichgültig sei.

58 Während der Untenedung Papandreou-Cem in New York am 15.9.2000 war, so in der Presse rviedergegeben. allein die Rede ron
gegenselllgen Besuchen der Kriegsschiffe. IVgl. 

"Proto ... 'test empistosinis"', Ia,Vea ( I 8.9.2000)]. Davon sprach auch Georgos Papandreou
in einem lnterview [Vgl. 

"lnterview mit Georgos Papandreou", Kathimenni ( I 7.9.2000)].
59  Gr i echen landbez ieh t s i ch immerw iede rau fd i eseVe re inba rung .  l nd i esem, ,Memorandumo fUnde rs tand rng ' ' ha t t ens i chbe idese i t cn im

Jahrel988 auf folgende Maßnahmen geeinigt:
Beide Länder respektieren die Souveränität und territoriale Integritat der jeweiligen Gegenseite. Arerkannt rvird auch das Recht auf
ungehinderte Nutzung intemationaler Gewässer wie des internationalen Luliraumes in der Agäis. In dieser Region solle n Militäraktionen
nicht die Schiffahrt und den Luftverkehr beeinträchtigen. Während der Tourismus-Hochsaison im Juli und August sos,ie an religiösen und
nationalen Feiertagen sollen keine Militärübungen im intemationalen Luftraum sowie auf hoher See stattfinden. Im übrigen sollcn die
Manövergebiete nicht über längere Zeit blockiert und keine Gebiete isoliert werden. IVgl. 

"Memorandun ofUnderstanding vom 27.5.1 988".
abgedruckt in: Heinz-Jürgen Axt, Heinz Kramer, Entspannung im Agtliskonflikt (.Baden-Baden, 1990), p. 1.171.
"Epifilaktikos o Tsochatsopoulos stin protasi Cem" [Tsochatsopoulos zurückhaltend gegenüber Cems Vorschlagl, Karhimerini (7].l.2000).
Vgl. den Bencht aus New York von K. Adam, Eleftherory\pia (18.9.2000).
Die anwesenden griechischen Joumalisten deuteten diese Äußerung als Beginn eines bilateralen griechisch-türkischen militärischen Dialoges
über Agäis-Probleme. Später machten dann Vertreter des griechischen Verteidigungsministeriums deutlich. d-aß die Themcn lon
militairischem Belang ausschließlich im Rahmen des NATO-Bündnisses besprochen rvürden. [Vel. 

"Metra mcioseis tis entasets sto Aisaio
p roan igge i l ano i  l pou rgo i  Am inasE l l adaska i  Tou rk i as ' . i n :  hnp :  uuu  i r r g i \ neus ' e l l ada r l . t b . : 10u .  l 2 : 52 t ' h r r l .
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G. Open-Skv
Vorschlag der Türkei: Griechenland und die Türkei sollen im Bereich der ,.Open-Sky-Vereinbarung"

zusammenarbeiten.
Die Experten des Verteidigungsministeriums (Einschätzung griechisches Verteidigungsministerium) betonen.

daß Griechenland auf diesem Feld bereits mit anderen Balkanstaaten Kooperationen vereinbaft habe. Wenn keine
Hoheitsrechte durch diese Maßnahme berührt würden, gebe es keine Einwände. Probe- und Beobachtungsflüge im
Rahmen der ..Open-Sky-Vereinbarung" werden von den Diplomaten im griechischen Außenministerium
(Ausarbeitung griechisches Außenministerium) hingegen als nur,,schwer akzeptabel" betrachtet. In New York rvar
im September 2000 zwischen Papandreou und Cem vermutlich die Rede von gegenseitiger Beobachtung einzelner
Ausbildungsflüge im Rahmen der,,Open Sky"-Vereinbarung. Nach Angaben der griechischen Zeitung..Ta Nea" hält
die griechische Seite diesen Vorschlag l i ir .,überlegenswert".6'

H. Direktverbindung der Küstenwachten
Vorschlag der Türkei: Es soll eine Direktverbindung zwischen den Leitern der Küstenwachten Griechenlands

und der Türkei eingerichtet werden. Criechenland begrüßt diesen Vorschlag.oo

I. Einrichtung eines .,Heißen Drahtes"
Vorschlag Griechenlands: Die Experten des griechischen Außenministeriums (Ausarbeitung griechisches

Außenministerium) schlagen die Errichtung einer Direktverbindung zwischen den Generalstabschefs beider Länder
vor. Verteidigungsminister Tsochatsopoulos hat diesen Vorschlag offiziell begrüßt.o'

J. Überflugerlaubnis liir türkische Militärmaschinen
I/orschlagGriechenlands: Die griechischenDiplomaten (Ausarbeitung griechisches Außenministerium) schlagen

in ihrem Papier die erneute Gewährung einer Überflugerlaubis über griechisches Territorium fiir türkische
Kampfflugzeuge vor (Die Genehmigung war im Jahre 1993 wegen nach griechischer Auffassung durchgeflihrter
Provokationen der Türkei in der Agäis entzogen worden).
K. Militarmanöverbegrenzung

L'orschlctg Griechenlands: Die Athener Experten (Ausarbeitung griechisches Außenministerium) erwägen den
Verzicht auf die Beschlagnahme des Luftraumes über bestimmten Gebieten der Agäis (2. B. über der Insel Andros)
für Militärmanöver.

L. Gutnachbarschaftliche Zusammenarbeit im Grenzgebiet
Vorschlag Griechenlands: In Florenz schlug Griechenlands Außenminister Papandreou Ende Mai 2000 vor, beide

Länder sollten im Sinne ,,gutnachbarschaftlicher Zusammenarbeit" gemeinsam zum Umweltschutz in der Evros-
Grenzregion beitragen und im Grenzgebiet Griechenland-Türkei-Bulgarien ökonomisch kooperieren."o

M. Türkische Agäisarmee - griechische Inseln in der Ostägäis und Dodekanes
Vorschlcige des türkischen Admirals a.D. Erkaya'. Der ehemalige Kommandeur der türkischen IGiegsmarine.

Yuven Erkaya, hatte Ende Mai 2000 seine Vorschiäge zum Foftgang des griechisch-türkischen Dialoges in der
türkischen Zeitung ,.Sabah" veröffentlicht. Demnach solle die Türkei ihre in Izmir stationierten, mit einer großen
Zahl von Landungsboten ausgestattete 4. Armee (auch ..Agäis-Armee" genannt) auflösen, wenn Griechenland im
Gegenzug die nahe der türkischen Küste gelegenen ostägäischen Inseln entmilitarisiere. Ebenfalls solle der Luftraunt
über der Agäis bis zu einer Ausdehnung von l0 Meilen entmilitarisiefi werden. Ferner solle Griechenland auf die
Ausweitung seiner Seehoheit von 6 auf 12 Seemeilen verzichtenu', während die Türkei die ,,casus bell i"-Erklärung

Vgl.  ' 'Proto . . .  ' test  empistosin i"" ' ,  Ta Nea (18.9.2000).
Vgl. "Ta 9 metra pou proteine i Tourkia", Ta Nea (18.9.2000).
Vgl. "Proeidpoitika 'pyra' apo YethA" IWarnende Schüsse aus dem Verteidigungsministerium], Kalhimerini (26.5.2000).
"Slmfonisan na enischyoun ti dynamiki proseggisis" [Sie stimmten überern. die Dynamrk der Annäherung zu verstärken]. Kathimerrni
( 25 .5 .2000 ) .
Iirka,"-a hält die Wahrscheinlichkeit einer Ausdehnung der griechischen Seehoheit von 6 auf l2 sm für nicht wahrscheinlich und betont
zugleich. daß Athen in dieser Frage keine Kompromisse machen könne, wenn nicht zuvor eine für Griechenland zufriedenstellende l-ösung
aller anderen Probleme in der Agäis erreicht sei. ("Giati o tourkos nafarchos Erkagia sitei kiniseis kalis thelisieos apo tin Agkyra" [Warurn
der türkische Admiral Erkaya von Arkara Gesten guten Willens fordertl, To Vima [28.5.2000]). Vgl. l-erner: YPEX: "Den sysitame
'ckkremot i tes '  

[Außenminister ium: Wir  sprechen nicht  uber , .schwebende" Angelegenhei tenl ,  Kathimer in i  (23.5.2000)t  K.  Simit is  -  G.
Papandreou..ef  o l is  t is  1 ' l is"  [K.  Simit is  -  G. Papandreou , .ohne Tabus" (s inngemäß J.R.)1,  Kathimer,nr  (30.5.2000).  Couloumbis und
Veremis forderten bereits im Jahre 1997. die künftige Formel fiir eine Lösung der Probleme in der Agäis ntüsse zsei e\treme Varianten
ausschhelJen: Griechenland dürt-e nicht die Umwandlung der Agäis in einen ,.griechischen See" (Binnenmeer) erstreben. indem es die
unmittelbare Ausdehnung seiner Hoheitsgewässer auf l2 Seemeilen betreibe. Dre Türkei müsse von ihren Bestrebungen Abstand nehmen.
eine Zrverteilung der Agäis zu verfolgen, wodurch die griechischen Inseln in einer Zone eingekesselt rvären, für die dann praktisch die Türkei
verantrvortlich wäre. Vgl. l 'h. Veremis, l'h. Couloumbis. "Elliniki Exoleriki Politiki, Dilimmata mias neas epochis. Prooptikcs kai
Provl imat ismi"  [Gr iechische Außenpol i t ik .  Di lemmata einer neuen Epoche],  (Athen,  1997).  p.  59.
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zurücknehmen müsse.68 Wenn diese Schritte erfolgt seien, könne man das Problem der Abgrenzung des
Festlandsockels zwischen beiden Ländern angehen. Entweder unterzögen sich beide Seiten einem Schiedsspruch-
Verfahren, oder man rufe den Internationalen Gerichtshof in dieser Frage an. In offiziellen Reaktionen reagierten
Athen und Ankara negativ auf die meisten Vorschläge Erkayas.uo Nach Ansicht des politischen Kommentators und
Türkeiexperten A. Kourkoulas beinhaltet der Artikel von Erkaya dennoch die zentralen Bereiche, an denen der
griechisch-türkische Dialog ki.inftig ansetzen könne. Nach Kourkoulas Auffassung solle in einem ersten Schritt die
türkische Agäis-Armee aufgelöstwerden. ln einem zweiten Stadium könnten die bestehenden casus-belli-Drohungen
aufgehoben werden und das Problem der Ausdehnung des Luftraumes und die Frage der Waft-en- und
Militärstationierung auf den Inseh der Agäis geregelt werden. In einer dritten Phase könnte die Abgrenzung des
Festlandsockels erfolgen (enrweder durch ein Schiedsverfahren oder durch Anrufung des Internationalen
Gerichtshofes in Den Haag).

N. Vorschläge des Griechisch-Türkischen Forums
Im Jahre 1997 wurde im Rahmen des Griechisch-Türkischen Forums (GTF). unterstüta durch das Londoner

,,United Services Royal Institute" (RUSI) und das .,Peace Research Institute of Oslo" (PzuO), eine polit ische
Analysegruppe etabliert. Diese Polit ische Analysegruppe des GTF traf sich in mehreren Sitzungen in Griechenland
und der Türkei. Nach der Sitzung vom Juni 2000 unterbreitete die Analysegruppe den Außenministern beider Länder
konstruktive und von griechischen wie türkischen Mitgliedern getragene Vorschläge zur Reduzierung der
Spannungen.To Beim GTF handett es sich um den zivilen Zusammenschluß von Historikern. Wissenschaftlern.
ehemaligen Diplomaten und Militars sowie Journalisten beider Länder. Ein Blick auf die Mitglieder der Polit ischen
Analysegruppe verdeutlicht, daß diese Init iative außerhalb jeglichen Verdachts steht, in irgendeiner Form die
Interessen der,,anderen Seite" zu vertreten oder blauäugig,,im Verständigungsfieber zu taumeln". Die Mitglieder
der Analysegruppe sind: Costa Carras (Historiker; griechischer Koordinator), I lter Turkmen (ehemaliger
Außenminister; türkischer Koordinator), Mehmet Ali Birand (Schriftsteller, Journalist), Ziya Bulent (Assistent des
Beraters des türkischen Ministerpräsidenten Ecevit und Generals a.D. Guven Erkaya)7r, Theodoros Couloumbis
(Prof. fur internationale Beziehungen an der Universität Athen), Cem Duna (Botschafter a.D.). Arghyris Fatouros
(Prof. fur internationales Recht [em.] an der Universität Athen), Muhanem Kayhan (ehem. Vorsitzender der
Türkischen Industriellen und Geschäftsleute-Vereinigung, TUSIAD), Paulina Lampsa (Beraterin des griechischen
Ministers fi ir Makedonien und Thrakien), Soli Ozel (Bilgi Universität), Ozdem Sanberk (Botschafter a.D.,
gegenwärtiger Direktor der Türkischen Stiftung {i.ir soziale und ökonomische Studien [TESEV]). and Costa Zepos
(Botschafter a.D)".

Die vorgeschlagene Methode zur Lösung der Probleme heißt: nicht von polit ischen oderjuristischen Positionen
aus zu starten, sondern den Versuch zu unternehmen, gemeinsame Interessen beider Staaten in den liir sie strittigen
Bereichen festzumachen, ohne dabei die bestehenden Einzelinteressen außer Acht zu lassen. ln einem Memorandum
vom 10. März 2000 hatte das GTF als gemeinsames Interesse beider Länder die Fortsetzung des europäischen
lntegrationsprozesses sowie die Bedeutung des türkischen Beitriftsprozessess im Rahmen der Helsinki-
Schlußfotgerungen hervorgehoben. Das März-Memorandum machte ebenfalls folgende gemeinsame Interessen
Griechenlands und der Türkei in der Agaisffage aus:

Ein fundamentales Interesse an der Verwirklichung der Freiheit der Seefahrt. E,in Interesse an der Kooperation
bei Umweltschutzfiagen sowie bei Such- und Rettungsangelegenheiten. Ein Interesse an der Zusammenarbeit zur
Förderung des Tourismus. Ein Interesse an der Sicherstellung eines Gewaltverzichts bei dem (gleichzeitigen)
Versuch, eine Vereinbarung von Streitfragen zu erzielen. Ein Interesse, die gegenseitigen Haltungen in der Frage
zu verstehen. ob, wann und wie der Agäisstreit dem ICH vorgelegt werden soll. Als zentrale ProblemeTr (,.key
issues") zwischen beiden Ländern werden die Abgrenzung des Festlandsockels. die Abgrenzung der
Territorialgewässer und des Luftraumes, die umstrittene Interpretation vertraglicher Beschränkungen bezüglich der
Militarisierung bestimmter griechischer Inseln genannt, um dann folgenden Weg zur Problemlösung vorzuschlagen:

Die I'ürkei drohte im Streit um die Küstengewässer ftir den Fall, daß Griechenland seine Hoheitsgeu'ässer - cntsprechend denr Völkerrccht -
von 6 auf  l2 Seemei len ausdchnen rvürde,  mi t  dem "casus bel l i " .  So cnnl icht igte dre türk ische Nat ionalversammluns am 8.  Juni  1995 dic
Regierung im Fal le der Ausdehnung der Hohei tsgewässer.  gegen Griechenland mit  "a l len für  notsenr l ip erachieren -  e inschl ießl ich
militärischen Maßnahmen" vorzugehen, "um die vitalen Interessen unsercs Landes zu schützen". Zit. nach: Archit tler (iesenyart. 65.
. lahrgang (  1995) (Sankt  August in:  Siegler  und Co..  1995),  p.  40054.
Vgl .  "YPEX: Den sysi tame'ekkremot i tes" ' [Außenminister ium: Wir  sprechen nicht  über, ,schrvebende" Angelegenhei ten] .  Kathimer int
(23.5.2000); "Giati o tourkos nalärchos Erkagia sitei kiniseis kalis thelisieos apo tin Agkyra" [Warum der rurkiscle Admiral Erkaya von
Ankara Gesten guten Willens fordert]. Io ltima (28.5.2000).
Vgl. den Vorschlag des Griechisch-Türkischen Forums vorn .luni 2000. in: http:\\wuu'.greekturkishforum.org/rep,2.htm (6 9 2000).
Guven Erkaya ist inzwischen verstorben - J.R.
Vgl zu den l]erufsangaben sowie generell zur Arbeit des GTF: Mehmet Ali Briand, ' 'solution for Aegean problents". Turkish Daity
. \err .s 16 7 20001.
Die Vertreter des GTF sind sich der Tatsache bewußt, daß diese Problemc u.a. von divergierenden Völkerrechtsinterpretationen, ron
nationalen lnteressenskonzepten und von unterschiedlichen Perzeptionen beeinflußt sind. Um zu einem Fortschrift zu gelangen. tbrdcrn sie
deshalb. daß genaue lnfbrmationen über beides, Subslanz und Verfahrensu'eise. in diesen Angelegenheiten ötTcntlich iugangtlch sind.

68

70
7 1
17

73



DER SCIIWIERIGE ANNAHERLINGSPROZESS ZWISCHEN ATTIEN UND ANKARA 3 0 7

Abgrenzung des Festlandsockels
l. Die Frage der Abgrenzung des Festlandsockels sollte in einem Zwei-Phasen-Prozeß angegangen werden.

Beide Staaten müssen zuvor die Verpflichtung eingehen, keine Anstrengungen zu untemehmen, die bestehende
rechtliche Lage zu ändern, bevor der Gesamtprozeß abgeschlossen ist. Während der ersten Phase wird fiir einen

vorher festgelegten, bestimmten Zeitraum mit dem Ziel verhandelt werden, eine Vereinbarung über zentrale

Probleme zu erreichen und durch entsprechende Abkommen zu bestätigen. Anschließend sind die nicht regelbaren

Probleme [in einer zweiten Phase] an den ICH in Den Haag weiterzuleiten. Die diesem Gesamtprozef3
zugrundeliegende Prämisse lautet: Beide Parteien haben zu Beginn die Zuständigkeit der Gerichtsbarkeit des ICH

akzeptiert.Ta
2. Luftraum und Hoheitsgewässer: Fragen nationaler Hoheitsrechte auf See und im Luftraum könnten als

Problem der unterschiedlichen Interpretation von Verträgen und Präzedenzfiillen betrachtet werden und ebenfalls
nach dem oben genannten Zwei- Phasen-Prozeß angegangen werden. Ein Richterspruch des ICH über den
Festlandsockel sowie eine übereinstimmende Interpretation über das Vertragsregime (die Vertrage) bezüglich der

Agäis würden die Freiheit der Schifffahrt ebenso sichern, wie es jede Seite verlangt, als auch die Ausbeutung der
Meeresschätze gestanen.

3. Militarisierung griechischer lnseln. Die Frage der Rechtskraft (Wirkung) vertraglicher Restriktionen der
Militarisierung bestimmter griechischer Inseln wird am besten zuletn behandelt. Wenn alle übrigen Probleme in der
Agäis geregelt sind und die griechisch-türkische Armäherung Fortschritte in anderen Schlüsselfiagen macht, dann
- so vermutet das GTF - wird auch dieses Problem deutlich an Schärfe verlieren. Die Schlußfolgerung des GTF lautet

deshalb: Es ist nichts gewonnen, wenn dieses Problem voreil ig angesprochen wird. Die Vertreter der griechisch-

türkischen Bürgerinitiative halten die Lösung der Streitflagen nach dem vorgeschlagenen Modus fi.ir erreichbar und
einen eher von leisen Tönen geprägten, kontinuierlichen Dialog fur unverzichtbar. Dazu gehört auch die erforderliche
Empathie beider Seiten, die Bedenken und den Druck der öffentl ichen Meinung im anderen Land zu berücksichtigen.

5.5. Zwischenfti l le beim NATO-Manöver,,Destined Glory 2000"
Als am I l. Oktober 2000 griechische Marineeinheiten im Raum von Izmir eine Landung übten, unterbrachen

türkische Fernsehsender ihre Programme, um Live-Bilder von der Aktion zu senden. Die griechische Teilnahme an
der NATO-Übung ,.Destined Glory" war von der öffentlichen Meinung in der Türkei außerordentlich begrüfJt
worden. Der türkische Justizminister, Hikmet Sami Turk, hob mit Genugtuung hervor, daß erstmals seit 30 Jahren
griechische Kampfflugzeuge im Rahmen der NATO-Übung auf türkischem Boden gelandet seien. Die anftingliche
Begeisterung schwand allerdings, als emeut eine alte Streitliage zwischen den Generalstäben beider Länder entbrannt
war: der Disput um den militärischen Status der griechischen Inseln Limnos (Nordostägäis) und lkaria (Ostägäis).

Die Türkei fordert deren Entmilitarisierung, was Griechenland ablehnt. Wie auch in anderen Fällen des griechisch-

türkischen Konfliktes geht es um unterschiedliche Interpretationen völkerrechtlicher Verträge." Was war passiert?
Einen Tag nach der Marineübung vor Izmir kam es am 12. Oktober zum Eklat über die Frage, ob die

Luftkorridore über den Inseln Limnos und lkaria beflogen werden könnten oder nicht, was die Türkei venteinte.'o
Die griechische Seite reagierte sofort und setzte die Flüge der griechischen Luftwaffe aus. Nach Angaben von Athen
rvar die Nutzung der erwähnten Luftkonidore in der ursprünglichen NATO-Manöverplanung enthalten gewesen, und
es l iege ein Gutachten der NATO-Rechtsabteilung vor, wonach die Nutzung der besagten Luftkorridore durch
NATO-Flugzeuge keine juristischen Probleme aufilerfe." Die operative Kontrolle aller Flugbewegungen des
Manövers oblag dem Chef des NATO-Luftwaffenhauptquaftiers flir Südeuropa (AIRSOUTH), Ronald Keys. der
gemeinsam mit seiner Stabsführung in die Türkei gekommen war. Während der Abwesenheit von Keys (Reise in
die USA), so der griechische Vorwurf, habe dessen türkischer Stellvertreter gehandelt. Dieser habe am I I . Oktober
seine NATO-Kollegen davon überzeugen können, die ursprünglichen Manöverpläne zu ändern und die Flugkorridore
über Limnos sowie Ikaria aus der ursprünglichen Manöverplanung herauszunehmen.

Griechenland drohte daraufhin mit dem Abzug seiner Einheiten, falls nicht wieder die ursprünglichen Manöver-
oläne Gültiskeit erhalten würden. Nachdem die NATO die volle Nutzuns der Luftkonidore über Limnos und Ikaria

Theodoros Couloumbis, Mitglied der Politischen Analysegruppe des Griechisch-Türkischen Forums, rviederholte diesen Vorschlag Anläng
Oktober 2000 ciftbntlich. Vgl. "Ellinotourkikes scheseis: epistrofi sto mellon" [Griechisch-türkische Beziehungen. Rückkehr in die Zukunft'l].
Kathimerini ( L l0. 2000).
Vgl. dazu: League ofNations Treaty Series. Band 28 (Genf. 1924), pp. I l-285 (Friedensverlrag von Lausanne aus dem.lahre 1923) und op.
crl.. Band I 7l ( I 936) pp. 213-232 (Meerengenstatut von Montreux von I 936).
Vgl. zum folgenden. "Ellinikes startiotes ekanan 'apovasi' stin Snryrni" [Griechische Soldaten unternehmen ..Landung" in Izmirl. in:
http://rvu'u'. in. grle idiseis/ellada ( I I . 10.2000, I 6:22 Uhr); "Emploki sti NATOiki askisi Destined Glory" IVerrvicklung beim NATO-Manöver
Dest ined Glory '1.  ib idem (12.10.2000, 15:01 Uhr) .  "Archise iaskis i  'Nik i foros" '  

[Beginn dcs Manövers. .Nik i lbros" l ,  ib idem (17.10.2000.
I 3:07 Uhr)r "Nea tourkiki proklisi stin Destined Glory" [Erneute türkische Provokation beim Manöver Destined Gloryl. tbidem ( I 8. 10.2000)
und'-Prokliseon synecheia apo tin Tourkis sto Aigaio" IFortsetzung der türkischen Provokationen in der Agäis], ibidem (19.10.2000. l5:'1'1
t . rhr) .
Nach Angaben der griechischen Zeitung Kathimerini ist der Wert des besaglen Rechtsgutachtens ftir die griechische Seite allerdings mit
Vorsicht zu bctrachten. da Ankara im Besitz eines früheren Gutachtens sei, welches die türkische Auffassung unterstützc. Vgl. "-l'o
'Pentagono' anamcnei picscis" IDas..Pcntagon" (griechisches Verteidigungsministerium - J.R.) er*arlet Druck), Kathimertni (28.i29. 10.
2000 )
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sowie über jeglichem Gebiet der Agäis befürwortet hatte, kündigte Griechenlands Verteidigungsminister Tsochat-

sopoulos am 17 . Oktober 2000 den Verbleib der griechischen Einheiten in der Türkei an. Bereits am nächsten Tag

kam es zu einem ernsten Zwischenfall im Luftraum nahe der Dardanellen, ais türkische Kampfflugzeuge versuchten.

drei griechische A7-Corsair-Bomber abzudrängen. Die in Araxos (Peloponnes) gestarteten A7-Flieger waren zuvor

über Limnos in den fi.irkischen Luftraum eingeflogen. Der NATO-Befehlshaber befahl sofort die Rückkehr der

griechischen Flugzeuge nach Araxos, um auf diese Weise ein mögliches Gefecht zu verhindern. Eine geplante Übung

zur Unterstützung von Marineübungen aus der Luft, die gemeinsam von griechischen und rürkischen Fliegem geprobt

wurde, verlief hingegen reibungslos. Am 19.10. 2000 gab es einen weiteren Zwischenfall, bei dem vier türkische

F 16-Flugzeuge mit zwei griechischen A7 Corsair Bombern östl ich von Rhodos aneinandergerieten. Die griechischen

Flieger waren auf dem Weg nach Zlpern, um am gemeinsamen griechisch-zypriotischen Manöver ,.Nikiforos"
teilzunehmen. Griechenland beschloß nach einigem Zögem den Abzug seiner Truppen vom NATO-Manöver

,.Destined Glory"." Der letztgenannte Zwischenfall wirft ein Licht auf einen wichtigen Hintergrund flir den
Konfliktausbruch. Die in zeitlicherNähe zum NATO-Manöver angesetzten griechisch-zypriotischen Militärübungen
auf Zypem waren Ankara ein Dorn im Auge, zumal nach türkischen Angaben die Einnahme des türkischen
Nordteiles der Insel geübt werden sollte.Te Außerdem wurde dort erstmalig der Ei-nsatz von russischen Tor-M1-
Luftabwehrsystemen geprobt.Eo

Die griechisch-ttiLrkischen Beziehungen kühlten sich nun merklich ab: Das griechische Parlament setzte die

Ratifizierung von Abkommen mit der Türkei aus, und die flir Mitte Oktober geplanten Unterredungen Papandreou-
Cem auf Rhodos bzw. in Marmaris ur-rrden abgesagt. Eine für den 30.10.2000 in Budapest vorgesehene gemeinsame
Preisverleihung an Papandreou und Cem durch die NATO wurde verschoben.

Die Vorftille machen deutlich, wie schnell die alte Konfliktsituation in der Agäis wieder präsent sein kann. Es

stellt sich aber vor allem die Frage, welche Motive hinter den Zwischenftillen in der Luft stehen. Zunächst einmal
richtet sich an die füLrkische Seite die Frage, wieso von dort Abfangjäger starten. wenn griechische Flugzeuge
anläßlich einer NATO-Übung den Luftkorridor über der griechischen Insel Limnos nutzen. Denn selbst wenn es
zuträfe, daß dort ein entmilitarisierter Status gelten würde, was zu bezweifeln ist8r, so ist es überaus fraglich. wieso
der darüberliegende Luftraum während einer NATO-Militärübung nicht genutzt werden darf. Es ist zu vermuten,
daß die türkische Seite mit der Aktion deutlich machen wil l, daß sie den Verzicht des Schutzes der Inseln in der
Ostägäis durch die griechische Luftwaffe als ein zu erreichendes Ziel beim immer wieder geforderten ..Agäisdialog"
im Auge hat.8?

Daneben füllt der zeitliche Zusammenhang zu der türkischen Verabredung mit Griechenland auf, wonach der
militärische Bereich der zu schaffenden vertrauensbildenden Maßnahmen im Rahmen der NATO erfolgen soll. Wie
gesehen, konnte die NATO aber die Zwischen{?ille anläßlich von ,,Destined Glory" nicht regeln. Ziel könnte es
gewesen sein, auf diese Weise den NATO-Verantwortlichen vor Augen zu führen, daß allein ein bilateraler,
griechisch-ttirkischer Dialog geeignet sein kann, um die Probleme in der Agäis zu lösen.

An die zuständigen griechischen Ministerien muß die Frage gestellt werden, warum sie nicht dazu beitrugen, der
Öffentlichkeit ein vollständiges Bild der Ereignisse beim Manöver zu präsentieren. Vyron Theodoropoulos, ehemals
Ständiger Vertreter Griechenlands bei der NATO und späterer Leiter der Türkei- und Zypern-Abteilung im
griechischen Außenministerium, forderte die Veröffentlichung der ursprünglichen Manöverpläne, um damit eine
wichtige Frage anzustoßen: Wurden die ursprünglichen Planungen von,,Destined Glory" tatsächlich auf türkisches
Betreiben hin abgeändert und Limnos sowie Ikaria aus der Planung herausgenommen?" Treffend argumentier-t der
griechische Militärexperte Chasapopoulos, wenn er in Betracht zieht, daß Ankara genau um die Athener Reaktion
wußte, falls die Forderung nach Entmilitarisierung der Inseln Limnos und Ikaria erhoben würde. Athen hätte mit
seinem Abzug vom Manöver reagiert und der Türkei vorgeworfen, wieder zum Status quo der achtziger Jahre
(Periode des ,,Kalten Krieges") zurückkehren zu wollen. Damals hatte Griechenland wegen der Ausklammemng von
Limnos seine Teilnahme an entsprechenden Militarubungen verweigert. Athen wußte hingegen ebenso gut, wie

Ankara reagieren würde, wenn die genannten lnseln im Rahmen der Übungen überflogen würden. Die Türkei würde
mit dem Einsatz seiner Abfangjäger reagieren, und die bekannten Abdrängmanöver nähmen ihren Lauf."

5.6. Es wird verhandelt
Georgios Papandreou und Ismail Cem kamen bereits wenige Tage nach den Zwischenftillen um ,.Destined Glory

2000" überein, den Annäherungsprozeß weiterzuführen. Ende Oktober vereinbarten die beiden Außenminister, daß
bereits im November 2000 über die Schaffuns von veftrauensbildenden Maßnahmen verhandelt werden sollte.8' Im

78 Vgl. "Aegean rumpus", The Economisl (28.10.2000).
79 Vgl. "Die Griechen kehren der Türkei verärgert den Rücken", Stullgarler Nachrichten (24.10.2000).

80 Vgl .  "Archise iaskis i 'Nik i foros" ' [Beginn des Manövers, ,Nik i foros"]  in:  ht tp: / /wuv. in.gr le id iseis/e l lada (17.10.2000. l3:07 Uht)

8l Darauf wurde oben bereits im Zusammenhang mit der Übung ,,Dynamic Mix 2000" eingegangen.
82 Vgl. "Oi 'pasades' den eximeronontai" [Die ,,Paschas" sind nicht zu besänftigen], Kothimerini (28./29.10.2000).

83 Vgl. "Tria erotimata" [Drei Fragen], Kathimeruni (28.129.10.2000).
84 Vgl. "Nea emploki stin askisi tou NATO" fNeue Ver*'icklung beim NATO-Manöver], Io I/ino (22.10.2000).

85 Vgl. zum folgenden "MOE sto Aigaio me tourkikes apochroseis" [VBM rn der Ägäis mit türkischen Farbtupfern]. Kathrmerini (.2.11.2000)
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Rahmen der NATO sollen die oben86 erwähnten Themen ,,Militärmanöver" (Punkt A), ,,Militärflüge" (Punlt B),
,,Kooperation der beiden Flugkontrollzentralen" (Punkt C) besprochen werden. Auf Betreiben der griechischen
Regierung soll zudem die Möglichkeit der gegenseitigen Bekanntgabe von Manöverplanungen des Jahres 200 I
erörtert werden.

Die beiden politischen Direktoren der Außenministerien, Skopelitis (Griechenland) und Alpogan (Türkei) werden
die oben beschriebenen Themen ,,Gemeinsame Militärmanöver"87 (Punkt D), ,,Manöverbeobachtung und
gegenseitige Besuche"8s (Punkt E), ,,Kooperation Lm Rahmen der Open Ska-Vereinbarung" (Punkt G), ,,Enichtung
einer Direktverbindung zwischen den Leitern beider Küstenwachten"8e (Punkt H) auf bilateraler Ebene besprechen.
Die Zusammenarbeit in Umweltschutzflagen wird sich zunächst mit der Verschmutzung des Flusses Evros in der
thrakischen Grenzregion beiderLänderbefassen (PunktL). Bereits imZeitraum 1969-71 unterschriebene Protokolle
und eine zu dieser Zeit getroffene Vereinbarung sollen zur Anwendung kommen. Bilateral wird ferner über die
Etablierung regelmäßiger Kontakte zwischen den Generalstabschefs beider Länder gesprochen werden. Hinzu kommt
der Vorschlag, den in der Vergangenheit bereits durchgeflihrten Verzicht auf Militärmanöver in der Agäis während
der touristischen Hochsaison der Sommermonate um ein oder zwei Monate auszudehnen.

6. Resümee
Das Rezept flir die gegenwärtige Außenpolitik Athens lautet in einem Wofi ausgedrückt: Multilateralität.

Griechenland hat es vor allem seit dem Amtswechsel von Andreas Papandreou zu Kostas Simitis erfolgreich
verstanden, sich von den Konflikten der unmittelbaren Nachbarregionen abzugrenzen und nicht - wie noch in der
ersten Hälfte der neunziger Jahre * als Bestandteil der ,,Krisenregion Balkan" betrachtet zu werden.no Einzige
Ausnahme ist die ,,Öcalan-Afflire" zu Beginn des Jahres 1999. Hier dürften jedoch eher die allzu ehrgeizigän
Ambitionen einzelner Politiker und Bürger die Geschehnisse beeinflußt haben, als daß man von einer grundsätzlichen
außenpolitischen Orientierung der Regierung Simitis sprechen kann. Die anschließend eingeleitete
Annäherungspolitik gegenüber der Türkei ist der beste Beleg fur die sofort begonnene Schadensbegrenzungspolitik
der griechischen Regierung und deren Außenminister Georgios Papandreou. Aus verschiedenen Gründen war eine
Überprufung der griechischen Türkeipolitik geboten. Wir erinnern uns, daß sich beispielsweise die deutsche
Bundesregierung während ihrer EU-Ratspräsidentschaft im ersten Halbj ahr 1999 fi.ir eine Revision der Luxemburger
Beschlüsse eingesetzt hat und eine Anerkennung der Türkei als EU-Kandidat unterstützte.e' Außenminister
Papandreou befürchtete vor dem Helsinki-Gipfel, daß Ankara konkreten Verpflichtungen (im Hinblick auf die
Verwirklichung der Kopenhagener Kriterien) ausweichen wollte. Deshalb vermied es diesmal die griechische
Diplomatie, von der Türkei konkrete Gegenleistungen für eine griechische Zustimmung zu Ankaras Beitrittsbegehren
zu verlangen. Statt dessen ging es darum, von der EU verbindliche Zusagen zu erreichen, um so die oben genannten
Problemkreise und Streitfragen in einen euro-ttirkischen und nicht (bloß) in einen griechisch-türkischen Dialog
einzubetten. Von Bundeskanzler Gerhard Schröder wurde die griechische Haltung ausdrücklich gelobt. Beim
Ratsbeschluß von Helsinki sei es darum gegangen, ,,sowohl fi.ir die Türkei als auch flir Griechenland befliedigende
Absprachen zur Zypemproblematik und zur Problematik der Agäis zu erreichen." Der Kanzler fuhr fort: "lch sage
hier mit großem Respekt: Das wäre unmöglich gewesen, hätte nicht die griechische Regierung wesentlich dazu
beigetragen. Wir haben allen Anlaß, hierliir dem griechischen Ministerpräsidenten Kostas Simitis Respekt und auch
Dank auszusprechen."e2

Die Absicht Griechenlands, der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion beizutreten, dürfte ebenfalls eine
Rolle gespielt haben, warum Athen in Helsinki auf das Veto verzichtete. Sicher wird auch das vom türkischen
Außenministerium vor dem Gipfel veröffentlichte 10-Punkte-Papier einen positiven Einfluß auf die griechische
Haltung ausgeübt haben. In diesem Dokument ging es v. a. darum, daß die Türkei die in der ,,Agenda 2000"
enthaltenen Formulierungen über die Regelung von Grenzstreitigkeiten anerkennt.e3 Das Europaparlament hob in

siehe auch 7'o L'ima (2 I I .2000).
Siehe oben, Punkt  5.4.
Zunächst ist an mcigliche Militäreinsätze im Balkanraum gedacht.
Gegenwärtig ist nur von Besuchen der Kriegsschiffe in den Häfen des jeweils anderen Landes die Rede, nicht aber von Militärflugzcugen.
Gleiches soll möglicherweise auch für die Außenminister beider Länder eingerichtet werden.
Theodoros Couloumbis stellt rückblickend dazu selbstkritisch fest: ,,Wir (Griechenland - J.R.) <lürfen nicht nochmals Teil cies problems der
aufge*'ühlten nördlichen und östlichen Nachbarländer werden. Mit anderen Worten. Wir müssen es vermeiden. nationalistischen
Phantastereien von Konflikten der Kulturen oder Achsen mit 'Brudernationen' anzuhängen. Gleiches gilt für die stümperhafte Antizipation
der Gedanken von_'fhukydides, Machiavelli oder von Clausewitz." strategische Achse griechischer Außenpolitik. die glticklicheru,eiie r,on
der.übergroßen Mehrheit der politischen Kräfte des Landes getragen werde, müsse die Politik der Erweiterung von-Eu und NATO unr
Balkanstaaten sein, denn Griechenlandmüsse sich vergegenwärtigen, daß dre Motlemisierung derNachbarstaaten im griechischen Inleresse
sei. denn damit verbunden sei die Etablierung von demokratischen Institutionen. die Schaffung von fieien und konkuirenzfühigen Märkten
unddieEntwicklu-n-g-vonBürgergesel lschaf ten.Couloumbis."Theodoros.Pamekala?"ISindwiraufdemricht igenWeg(sinngeÄan:.R.11.
Kath ime r  in i  (7.5.2000).
Vgl .zurdeutschenlni t iat ive:  FAZ(5.6.1999;21.6.1999).undHeinz-. IürgenAxt. ' 'DerAgäis-Stre i t -e inunlösbarergr iechisch-turk ischer
Konflikt?''. Südosteuropa-l4iueilungen 2 (1999), pp l37li (bes. p. 147).
"Regierungserklärung von Bundeskanzler Schröder zu den Ergebnissen des [{clsinki-Gipfels der EU, 79. S itzung des Deutschen Bundestages.
I6.  12.1999" (Auszug),  Dct : ;  Par lament,  Nr.52-53 (24.131 12.1999)
Vgl. "Springt Griechenland über den eigencn Schatten?". Frctnkfurter Allgemerne Zeitung (9.12.1999). In der Agenda 2000 rvirti die
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einer Entschließung vom 16. 12.1999 diesen Aspekt besonders hervor und betonte. daß die friedliche Beilegung vott

Grenzkonflikten - notfalls durch Anrufung des Haager Gerichtshofes - Bestandteil der zu erliillenden Kopenhagener

Kriterien sei. Das parlament, das den Raisbeschluß, mit den sechs europäischen Anwär'tern Rumänien. Bulgarien.

der Slowakei. Lettland, Litauen und Malta Beitrittsverhandlungen zu führen. ausdrücklich begrüßte, zeigte sich irr

diesem punkt gegenüber der Türkei ablehnend, da Ankara die polit ischen (Kopenhagener) Kriterien bei weitem nicht

erfülle.,o von dieser Seite wird auch zukünftig genau auf die Menschenrechtssituation sowie auf das außenpolit ische

Verhalten der Türkei geblickt werden.
Wann immer ein tseitritt der Türkei auch in Frage kommen mag" zuvor muß in jedem Fall ein vertiefter Dialog

der Türkei mit der EU statthnden. Ein Beitrittsfahrplan ("road map"), ohre den eine Mitgliedschaft nicht denkbar

wäre. bietet für Griechenland die Möglichkeit, selne Bedenken in einen europäischen Rahmen zu integrieren'

Insofern wäre ein griechisches Veto gegen die Kandidatur der Türkei nicht sinnvoll gewesen. vielmehr hätte es den

griechischen lnteressen sogar geschaäet. Panos Kasakos bemerkt zutreffend, daß im Fall des griechischen Einspruchs

änderen EU-Staaten, ale telnen Beitritt der Türkei wollen, die Gelegenheit gegeben worden wäre- sich hinter dem

griechischen Nein zu verstecken. Sie hätten dann auf einer Behinderung des Beitritts Zyperns bestehen können' Drese

Strategie hätte den Beitritt der Türkei auf absehbare Zeit verhindert, Zyperns Beitritt zunäghs1 ebenfälls auf die

Wartebank geschoben. und Griechenland wäre innerhalb der EU der Sündenbock und fi ir die 
'f 

ürkei der aberrnalige

. .Be i r r insverh inderer"  und . .Türkenhasser" 'o '
Die Nominierung Ankaras zum Beitrittskandidaten trugwesentlich zur Vertiefung des Dialoges mit Griechenland

in der ersten Hälfte des Jahres 2000 bei. Der türkische Außenminister cem hatte bereits vor dem Helsinki-Gipfel in

Aussicht gestellt, daß die Türkei bei einem positiven Bescheid über die türkische EU-Kandidatur Griechenland sofbrl

die Zusammenarbeit im Hinblick auf die Verwirklichung der ,,europäischen Perspektive" der Türkei vorschlagen

wolle. Kurz nach dem Helsinki-Gipfel war von Premier Ecevit bereits zu vernehmen, die zentralen Streitpunkte

(Agais, Territorialitagen) seien uoi ZOO+ lösbar, womit die Anrufung des Internationalen Gerichtshofes obsolet

werden könne.'o

Es lohnt, einmal darüber nachzudenken, in welcher Verfassung eine künftige Türkei sein wird. nachdem sie die

Kopenhagener Kriterien erfüllt hätte.e7 Eine solche Türkei hätte stabile zivilgesellschaftl iche Strukturen entrvickelt.

ein aufgellartes Nationalbewußtsein wäre als unmittelbare Folge eines EU-Beitrins zu einem Souveränitätstransf-er

bereit. Das Militar hätte sich aus den polit ischen Machtpositionen zurückgezogen, den Weg zu einer grundlegenden

Verfassungsreform fiei gemacht und d..n Primat einer demokratisch legitimierten Politik Geltung verschafft Dies

wäre ein voll ig anderer}ustand als heute, wo das Militar als Wächter im Hintergrund fungiert. sich der zivilen

Kontrolle entzieht und autonom agiert. Die unabhängige Stellung des Generalstabschefs und die Zusammensetzung

sowie die Funktion des türkischen Nationalen Sicherüeitsrates verdeutlichen diese Machtver-teilung Kulturspezi-

;sche Erklärungsmuster als Begründung für den übergeordneten Stellenwert des Militärs können von der EU nicht

akzeptiert werden. wenn die iü.k.i den Kopenhagäner Kriterien entspricht. ist auch der demokratische Streit

zwischen unterschiedlichen polit ischen Auffassungen selbstverständlich. Das beinhaltet selbstverständlich auch eine

offene Auseinandersetzung mit der Kurdenproblematik. Eine für den Beirritt reife Türkei achtet und schüta

Minderheiten und erkennt un, auß man sich nicht nur aus religiösen Gründen als Minderheit betrachten kann. wobei

die Kurden eine solch große Volksgruppe darstellen, daß der Begriff ,.Minderheit" als Unterlreibung erscheint' Des

weiteren ergibt sich flirdie Türkei aus den Kopenhagener Standards die Verpflichtung, die Menschenrechte zu achten

und die Folter nicht nur formell unter strafe zu stellen, sondem auch tatsächlich der Strafverfolgung zu unterziehen

und rechtskräftige Urteile zu ftillen.
Zukünftig *är" ., falsch, wenn die EU in einer abwartenden Rolle verharren würde' um dann später lediglich

über die Einhaltung der Kopenhagener Kriterien zu richten. Eine aktive Unterstützung der EU ist hier gefordert' Dazu

gehört auch eine Vermittlung und Unterstützung der Annäherung zwischen Griechenland und der Türkei'

Beratungsprogramme der EU in der Innen- und Rechtspolitik der Türkei müssen begleitend den Weg zur Erfüllung

der Kopenhagener Kriterien begehbar machen.
Die oben bereits erwähnte und von Griechenland geforderte ,.road map" (d. h. der Wegweiser zur Regelung und

überprüfung des türkischen Demokratisierungsproiesses) wurde in der deutschen Parlamentsdebatte über die

Ergeünisse d1s Helsinki-Gipfels ausdrücklich hervorgehoben. So betonte der SPD-Europapolitiker Wieczorek: Bevor

mÄ mit den eigentlichen üerhandlungen beginnen köme, gelte es, die Erfi. i l lung der polit ischen Kriterien genau

Forclerung erhoben, wonach EU-Beitrittskandidaten versuchen sollen, Grenzstreitigkeiten untereinander odcr mit lli l l 'e dritter Staatcn zu

Iösen. Gelingt dies nlcht, soil di" Ang"l"genheit vor dem Abschluß der Beitrittsverhändlungen dem In-tem^atioralcn Gerichtshofuntcrbreltct

ä.iO"n. vgi'Europuiische KommisiionlAgenda 2000", Butlerinder Europriischen Ltnion. Beilage 5 (1997). p.57

9.1 Vgl. "EP enttäuscht", Das Parlament, Nr. 52-53 (24 131 12.1999)

95 panos Kazakos. 
.,1 nea krnitikotita stis schesis E.E. Tourkia kai i Ellada" [Griechenland und die neue Beueglichkeit in den l]eztehungen

EU-l 'urkci l .  Kathimer in i  (28.1 I  1999).
g6  "Taepomcnav ima ta toud ia l ogou " [D ienächs lenSch r i t t cdes t ) i a l oges ] .  ToV ima(19 .12 .1999 )

97 Vgl. ium folgenden: "Der Weg ru,r., Eu-B.irritt*ird lang und mühsam setn". Frankfurter Allgemeine Zeitung19 12 1999\'
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einzufbrdern und mit dieser Wegweisung, wie es Griechenland gefordert und wie es der Rat in Helsinki
dankenswerterweise beschlossen habe, fortzufahren.ns

Eine solchermaßen veränderte Türkei würde auch den Sicherheitsinteressen Griechenlands entsprechen. Die
Zukunft wird zeigen, ob Ankara die oben beschriebene Richtung einschlagen kann und wird. Noch kann nicht gesagt
werden. ob die europäisch-modernistisch orientierten Kräfte in der Türkei die Macht fest in ihren Händen halten. Es
wäre aber ein Fehler, Fortschritte zu ignorieren, denn es gibt durchaus Wandlungen in der Türkei: Erstmals erhält
der Verteidigungsminister nun das Recht, über Offiziere Disziplinarstrafen zu verhängen (allerdings sind Generäle
weiterhin tabu). Zudem erklärte Ankara seine Bereitschaft, sich dem Spruch europäischer Institutionen unrer-
zuordnen. Die Aussetzung der Vollstreckung des Todesurteils gegen Abdullah Öcalan war ein Beispiel dafi ir.
Inzwischen hat sogar eine Parlamentskommission damit begonnen, die 1982 von den durch Putsch an die Macht
gelangten Generälen erstellte Verfassung auf ihre EU-Tauglichkeit zu überprüfen.ee

Was den Prozeß der Annäherung an die Türkei betrifft, sieht man in Athen die Gefahr, daß ein Dialog über
militärische Themen schnell in eine Diskussion über die zentralen Probleme der beiden Länder (lnliagestellung von
Souveränitätsrechten, Anwendung und Durchführung von lnternationalen Luftfahrtsvereinbarungen) einmünden
kötl.te.r00 Daher kommt aus dem griechischen Außenministerium die Forderung nach gründlichem Studium der
Materie und vor allem nach Kooperation mit dem Verteidigungsministerium. Genau hier offenbaren sich allerdin-es
Schwierigkeiten, denn das griechische Verteidigungsministerium scheint auf diesbezügliche Anfragen aus dem
Außenministerium nicht zu reagieren. Aus Gesprächen mit Veftretern des griechischen Generalstabs entnahmen
griechische Diplomaten die Einschätzung, wonach die Kollegen im Verteidigungsministerium erhebliche Zweifel
an der ehrlichen Absicht der Türkei hegten. wirklich eine Klimaverbesseruns im Verhältnis zu Griechenland
erre ichen zu wol len. 'o '

Die oben aufgeliihften Vorschläge zur Spannungsreduzierung und Vertrauensbildung sowie weitere zu
behandelnde Themen im Zusammenhang mit einer Verständigung Athen-Ankara können in drei Katesorien unterteilt
werden: 'o '

Maßnahmen zur Spannungsreduzierung, die ohne formalen Abschluss eines Abkommens und ohne ausfuhrliche
Verhandlungen erreichbar sind, formale vertrauensbildende Maßnahmen (eingeschlossen sind Übereinkünfte über
Obergrenzen von Rüstungspotentialen),,weiche" Maßnahmen zur Sicherheits- und Vertrauensbildung (mit
Schwerpunkt auf Kontakten von,,Mensch zu Mensch", also innerhalb der Bevölkerung beider Staaten) - Fortschritte
in allen drei angefiihrten Kategorien sind als notwendige, aber nicht als hinreichende Vorbedingung zur Lösung des
griechisch-türkischen Konflikts anzusehen. Im übrigen müssen polit ische Voraussetzungen erfullt sein, damit der
Entspannungsprozeß erfolgreich fongesetzt werden kann:

Zunächst ist vor überzogenen Erwartungen zu wamen. Erfolg ist nur möglich, wenn in beiden Staaten politisch
starke Führungen an der Macht sind bzw. ein gesamtgesellschaftlicher Konsens - getragen von der großen Mehrheit
der politischen Kräfte - besteht, den Prozeß der Annäherung und der Spannungsminderung verwirklichen zu wollen.
Hinzu kommt die Existenz eines ungeftihren militärischen Gleichgewichts, aber auch die aktive und ausgewogene
Beteiligung internationaler Akteure (NATO, EU, USA) am Prozeß der Vertrauensbildung. Wichtig wäre auch die
Vermeidung einer Situation, welche beide Länder anläßlich lokaler Konflikte in derNachbarregion in gegensätzliche
Lager ziehen würde. Crundsätzlich müßte in beiden politischen Führungen, aber auch in den Gesellschaften beider
Länder Konsens darüber bestehen, daß die politischen sowie ökonomischen Kosten einer fortgesetzt en Konfiontation
zu hoch sind. Das gilt vor allem für die in beiden Ländern bestehende innenpolit ische Opposition gegenüber dem
Annäherungsprozeß Athen-Ankara. Beide politischen Systeme müßten jedoch innenpolitisch und ökonomisch so
sehr gefestigt sein, daß die Gefahr, sich in ,,außenpolit ische Abenteuer" zu begeben, um von innenpolit ischen
Schwierigkeiten abzulenken, ausgeschlossen wäre. Die letzte polit ische Voraussetzung zur erfolgreichen Konflikt-

98 Vgl .  d ie Rede Wleczoreks in der Bundestagsdebatte (79.  Si tzung des 14.  Deutschen Bundestages am 16.  l2 1999).  Das Par lament.Nr.  52-53
( 2 4  / 1 1  1 2 . 1 9 9 9 )

99 "Rat von den neuen Brüdern, Kandidat Ankara fiihlt sich schon als Teil der EU-Familie", SZ (12.2.2000).
I 00 Wenn eine rechtliche Festlegung in einrgen Fragen (noch) nicht erreichbar ist. aber dennoch handhabbare Regelungen erzielt rverden sollen.

so könnten .,stillschweigende Abkommen" geschlossen werden. Eleispielsweise könnte zwischen Marine und Luftwaffe beider Staaten ein
solches Abkommen uber [Jnfällverhütung in der Ägäis geschlossen rverden. Vgl. zum folgenden auch: ]'hanos Dokos. "Proposals for the
reduction oftension betrveen Greece and Turkey", http://w'wu'.cap.uni-nruenchen.dc/transatlantic/papers/cyprus.html (21.3.2000).

l0l "H apporiti ekthesi gia ton ellinotourkiko dialogo" [Der Geheimbericht zum griechisch-türkischen Dialog], Ependvtis (20./21. Mai 2000).
p. 25. Der griechische Oppositionspolitiker Iannis Varvitsiotis (.,Neue Denrokratie"), cr selber war frühöier Verteidigungsmrnisre r seines
Landes, sprach von großen Meinungsunterschieden zwischen dem grieohischen Außen- und dem Verteidigungsminisierium bezüglich der
Athener Türkeipolitik. Offensichtlich werde der griechische Verteidigungsminister, Akis Tsochatsopoulos.-nicht ausreichend ibcr die
Türkeipolitik seines Ministerkollegen, Georgios Papandreou, informiert. Vgl. Iannis Varvitsiolis. "Ölethrio slälma sra ellinotourkika"
IUnheilvoller lrrtum in den griechisch.türkischen Beziehungen], Kathimerini (16.6.2000). Die fehlende Zusammenarbeit zwischen Außen-
urd Verteid.igungsministerium wurde schon hilufiger krrtisiert. Der frühere Staatssekretär im griechischen Verteidigungsministeriurn, Nikos
Kouris. stcllte beispielsweise lest. daß während der griechisch-türkischen Krise um die Felseninsel lmia im Jahre I 996 (beide Länder standen
damals am Rande einer kriegerischen Auseinandersetzung) von Anfang an keine enge Kooperation zwischen dem Außen- und dem
Verteidigungsministerium Griechenlands bestanden habe. Vgl. Nikos Kouris, Et/ada-Toirkia IGiiechenland-Türkei]. (Athen 1997). p. 136.
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minderung und Vertrauensbildung ist der unbedingte Wille auf beiden Seiten der Agäis. eine Verbesserung der
bilateralen Beziehungen wirklich zu wollen. Dazu gehört auch eine Verminderung dermilitärischen Präsenz. Solange
das Verhältnis der Türkei zu ihren Nachbarstaaten im Nordosten, Osten und Südosten (Armenien, Iran. lrak, Syrien)
weiterhin gespannt istl03, dürfte fi.ir Ankara allerdings eine Reduzierung der Boden- und Luftstreitkräfte, vor allem
in den entsprechenden Grenzregionen, inakzeptabel sein. Dies giltjedoch nicht ftir die Marine. Weil die griechische
Marine der einzige ernstzunehmende Gegenpart für die rtirkische Flotte darstellt, könnten hingegen Maßnahmen zur
Waffenkontrolle der Marine erwogen werden. Die Festlegung einer Obergrenze von Kriegsschiffen und U-Booten
wäre ein erster Schritt. In der thrakischen Grenzregion wäre eine beiderseitige Verlagerung schwerer Waffen in 300
Kilometer von der Grenze entfernte Gebiete denkbar. Nur Truppen mit leichter Ausrüstung wären dann noch in der
Grenzregion erlaubt. Dies könnten erste Schritte auf dem Weg sein, über Rüsfungsbegrenzung zu einer Abrüstung
beiderseits der Agäis zu gelangen.

Im Rahmen von ,,weichen" Übereinkünften zur gegenseitigen Vertrauensbildung ist eine regelmäßige Koope-
ration von Gewerkschaften, Geschäftsleuten, Journalisten, Wissenschaftlern und Bürgern beider Länder unverzicht-
bar. Zum Abbau von Feindbildern sollten beispielsweise Geschichtsbücher ausgetauscht, diskutiert und irn Hinblick
auf die Darstellung des jeweils anderen Staates und seiner Gesellschaft überarbeitet werden. Im Bildungsbereich
könnte ein regelmäßiger Austausch von Lehrern sowie Schülern, Professoren sowie Studenten zur Gewohnheit
werden, und Polizeieinheiten sollten durch gemeinsame Aktivitäten gegen das organisierle Verbrechen
zusammenarbeiten. Auch im Tourismusbereich sind vielftiltige Kooperationen möglich.
Dies sind nur einige Vorschläge; manche werden bereits von beiden Seiten weiterenrwickelt und durchgeflihr-t."'o
Es bleibt abzuwaften, ob der eingeleitete Annäherungsprozeß in einer Beilegung des ,,historischen Konfliktes"
Athen-Ankara münden kann. Die oben beschriebene Entwicklung während des NATO-Manövers .,Destined Glory"
verdeutlichen, wie schnell eine abermalige Verschärfung des griechisch-türkischen Konfliktes möglich ist. Im Jahre
2001 gibt es bei der geplanten NATO-Übung,,Distant Thunder", die wiederum in der Türkei (Südostägäis)
stattfinden wird, Gelegenheit, Konfl iktvermeidung einzuüben.

l03Vgl .  zu den Spannungen der Türkei  im Verhäl tn is zu den öst l ichen Nachbarn:  F.  Sen. C.  Akkal 'a,  Y.  Ozbek.  Lcinderher icht ' l iukei
(Damrstadt ,  1998).  pp.  l l8-128
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